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I. Verordnungen und Entscheidungen.
i.

Ausschroten roher Gänse durch Gemischtwaren-
Verschleißer — unstatthaft.

Die k. k. n .-ö. Statthaltern hat mit dem Erlasse vom 28 . December
1898 , Z . 1I69I8 , dem Recurfe des S . G ., Gemischtwaren -Verschleißer in
Wien , gegen das Erkenntnis des magistratischen Bezirksamtes für den II . Bezirk
vom 1. Februar 1897 , Z . 501 , mit welchem derselbe wegen unbefugten Aus-
schrotens von Gänsen gemäß HZ 11 und 132 g. des Gewerbegesetzes mit 5 fl., eventuell
24 Stunden Arrest bestraft wurde , bei erwiesenem Thatbestande der Über¬
tretung keine Folge gegeben , da Gemischtwaren -Verschleißer nicht berechtigt
sind , Gänse in rohem Zustande auszuschroten und selbstverständlich auch nicht
befugt sind , die durch die Ansschrotung gewonnenen Theile der Gänse zu ver¬
kaufen.

Gegen diese Entscheidung findet gemäß Z 150 der Gewerbeordung ein
weiterer Recurs nicht statt . (G .-Z . 2298 Magistratisches Bezirksamt für den
II . Bezirk.)

L.

Verkehr mit Mineralölen.
Verordnung der Ministerien des Innern , der Finanzen , des

Handels , des Ackerbaues und der Eisenbahnen vom 23 . Jänner
1901 , R .-G .-Bl . Nr . 12 * ) :

8 1.
Als Mineralöle im Sinne dieser Verordnung gelten : Rohpetroleum und

dessen Destillationsproducte (Petroleumäther , Gasolin , Benzin , Ligroin , Neolin,
Naphtha , Petrolenmessenz , rectistciertes Petroleum , Pntzöl , Schmieröl u . s. w .),
sowie durch trockene Destillation ans Ozokerit (Erdwachs ), Bergtheer , bitumi-

») Durch diese Verordnung erscheinen die im magistratischen Verordnungsblatts vom
Jahre 1865 aus Seite 7S, 7S und I2t und vom Jahre >868 auf Seite 7t enthaltenen Ver¬
ordnungen ausgehoben.

nösem Schiefer , Braunkohle oder Steinkohle gewonnene Öle (Photogen,
Solaröl , Benzol u . s. w .) .

8 2.
Die Mineralöle (H 1) werden in zwei Elasten eingetheilt.
In die erste Elaste gehören jene Mineralöle , welche bei einem Baro¬

meterstände von 760 Millimetern schon bei einer Erwärmung auf weniger
als 21 " des hunderttheiligen Thermometers entflammbare Dämpfe entweichen
lasten ; alle übrigen gehören in die zweite Elaste.

8 3-
Die Untersuchung der Mineralöle aus die Entflammbarkeit im Sinne

des Z 2 hat mittels des in der Beilage 1 ^ *) beschriebenen Abel 'schen
Petroleumprobers unter Beachtung der in der Beilage 1 ö *) folgenden
Anweisung für die Handhabung des Probers zu erfolgen.

Wird die Untersuchung unter einem anderen Barometerstände als
760 Millimeter vorgenommen , so ist derjenige Wärmegrad maßgebend , welcher
nach der unter Beilage 1 L befindlichen Umrechnungstabelle unter dem
jeweiligen Barometerstände dem im H 2 bezeichnten Wärmegrad entspricht.

8 4.
Die k. k. Nornialaichungs -Commission wird ermächtigt , Abel 'sche Petro¬

leumprober und die dazu gehörigen Hilfseinrichtungen nach vorgängiger
Prüfung zu beglaubigen und im Bedürfnisfalle auch einzelne Aichämter außer¬
halb Wiens mit der Prüfung und Beglaubigung zu betrauen.

Die Beilagen 1 4 und 2 enthalten die von der k. k. Normalaichungs-
Commission erlassene Vorschrift in Betreff der Bedingungen , unter denen ein
Abel ' scher Petroleumprober zur Prüfung zugelassen wird , daun der Bedin¬
gungen , unter denen eine Beglaubigung erfolgen darf , ferner in Betreff der
Kennzeichnung und Stempelung eines zu beglaubigenden Probers , endlich in
Betreff der Nachstempelung von beglaubigten Petroleumprobern.

Für die Prüfung und Beglaubigung der Petroleumprober und der dazu
gehörigen Hilfseinrichtungen sind nach Maßgabe der jedesmal erforderlich
gewordenen Mühewaltung und sonstigen Aufwendungen die laut Beilagen 1 ^
und 2* > vom Handelsministerium festgesetzte» Gebären zu entrichten.

*) Diese Beilage ist im V. Stiia des vieichsgesetzdlattks vom Jahre ISVI enthalte».
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8 5.
Die t . k. Normalaichungs -Commisston wird praktische Unterweisung in

der Ausführung und Überwachung von Mineralölunlersuchungen mittels des
Abel ' schen Probers crtheilen und lm BedürfnisfaÜe auch einzelne Aich-
Jnspectoren außerhalb Wiens hiefür ermächtigen.

8 6.
Die zur Untersuchung von Mineralölen auf ihre Entflammbarkeit be¬

stimmten Organe haben sich ausschließlich beglaubigter Abel ' scher Petroleum¬
prober zu bedienen.

8 7.
Die aus dem Zollauslande einlangenden Mineralölsendungen mästen

durch Bescheinigungen ausländischer Behörden gedeckt sein , ans welchen ent¬
nommen werden kann , ob die betreffenden Mineralöle unter jene der ersten
oder zweiten Elaste dieser Verordnung gehören . Lässt sich dieser Umstand aus
der Bescheinigung nicht entnehme » , oder obwaltet der Verdacht einer nach¬
träglichen Veränderung des Jnhalles der Sendung , oder wird eine Bescheinigung
überhaupt nicht beigrbracht , so kann eine Untersuchung der Mineralöle platz¬
greisen.

Ergibt sich ans der Bescheinigung oder ans der im Falle des ersten
Absatzes vorgenomincnen Untersuchung , dass ein Mineralöl unter die Mineralöle
erster Elaste gehört , so ist dasselbe nach den für letztere vorgcschricbenen Be¬
stimmungen zu behandeln.

Den Greiizämtern wird durch das Finanzministerium bekauntgegeben
werden , welche ausländischen öffentlichen Behörden berufen sind, die im ersten
Absätze erwähnten Bescheinigungen ansznstellen.

Auf Mineralölsendnngen von nicht mehr als 50 ÜA im Grenzverkehre
finden die vorstehenden Bestimmungen keine Anwendung.

Ebenso finden diese Bestimmungen keine Anwendnng auf aus dem Zoll-
anslande zur Destillation und Raffinierung bezogene Mineralöle (Taris-
unminer 119 » und b ), auf halb raffinierte und raffinierte schwere Mineralöle
(Tarifnummer 121a . und b) und auf zur Beleuchtung nicht verwendbare , im
Nachtrage vom Jahre 1888 zum alphabetischen Warenverzeichnisse des Zoll-
larifes vom Jahre 1882 , unter die Harze der Tarifiiuinmer 117 gereihten
„Steinkohlentheeröle " der aromatischen oder Benzolreihe.

8 8.
Das in inländischen Raffinerien hergestellte raffinierte oder halb raffinierte

steuerpflichtige Petroleum (Leuchtpetroleum ) ist in den Reservoirs seitens der
Finanzorgane stichprobenweise auf seine Entflammbarkeit zu untersuche » und
ist, falls die Untersuchung ergeben sollte , dass es unter die Mineralöle der
ersten Elaste falle , nach den für letztere vorgeschriebeuen Bestimmungen zu
behandeln.

8 s.
Die Mineralöle der ersten Elaste sind als solche in der in den folgenden

Paragraphen bestimmten Weise erkennbar zu machen.

8 io.
Die im inländischen Verkehre vorkommenden Mineralöle sind von den

Gemeinden , beziehungsweise den von der Regierung hiefür bestellten Organen
der Untersuchung auf ihre Entflammbarkeit zu unterziehen.

Von der Untersuchung ausgenommen sind Mineralöle der ersten Elaste,
welche als solche erkennbar gemacht sind , daun die zur Raffinierung und De¬
stillation bestimmten Mineralöle , Schmieröle , sowie die zur Beleuchtung nicht
verwendbaren Steinkohlentheeröle.

8 II-
Die Gewinnung der Mineralöle aus Theer , sowie die Destillation der

rohen Theer - und Erdöle darf innerhalb geschloffener Ortschaften nicht gestattet
werden , und die Fabriksanstallen müssen von Wohnhäusern in einer hin¬
reichenden Entfernung liegen , welche die Gewerbebehörde über die nach dem
dritten Hauptstücke der Gewerbeordnung gepflogenen Verhandlungen von Fall
zu Fall zu bestimmen hat.

Das Destillierlocale muss so eingerichtet , beziehungsweise gegen das
Nasfinierlocale so gelegen sein , dass die Übertragung des Feuers von dem
einen Locale zu dem anderen lhnnlichst ausgeschlossen sei.

Die Vorrathsräume für das rohe Öl sowohl , als für die Destillations-
producte wüsten so eingerichtet sein , dass dieselben selbst im Falle eines Brandes
der Fabrik vor der Verbrennung geschützt bleiben.

In dieser Beziehung gemachte Erfahrungen empfehlen vorzüglich die
cisternenarlige Lagerung.

8 12.
Die Versendung der Mineralöle jeder Art darf nur in solchen Gebinden

oder Gefäßen geschehen, welche das Verdunsten , Ausschwitzen oder Durchsickern
des Inhaltes möglichst verhindern und beim Verladen nicht leicht beschädigt
werden können.

Gebinde und Gefäße , welche Mineralöle der erste» Elaste enthalten,
haben in deutlichen Buchstaben die nicht verwischbare Inschrift : „feuergefährlich"
zu tragen.

8 31.
Für den Transport von Mineralölen auf Eisenbahnen und Traject-

anstalten sind die Bestimmungen des Betriebsreglements für die Eisenbahnen
der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder und des internationalen
Übereinkommens über den Eisenbahnfrachtverkehr maßgebend.

Die Abschlauchnng aus fixen oder ambulanlen Reservoirs auf Bahnhöfen
ist ans abseits gelegenen Geleisen vorzunehmen , und bleibt es der Bahnauf¬

sichtsbehörde Vorbehalten , nach Maßgabe der örtlichen Verhältnisse , sowie der
Intensität des Petroleumverkehres in der betreffenden Station besondere Vor¬
sichtsmaßregeln auznordnen.

8 14-
Bei der Verfrachtung von Mineralölen erster Elaste sind die folgenden

Bestimmungen einzuhalten:
1. Die Wagen dürfen nur im Schritt fahren.
2 . Jeder aus mehr als einem Wagen bestehende Transport muss außer

den Kutschern noch von einer erwachsenen Person begleitet sein.
3 . Die Kutscher , sowie das sonstige Begleitungspersonale haben sich des

Rauchens zu enthalten.
4 . Findet die Verfrachtung zur Nachtzeit statt , so sind zur Beleucht »» ,

der Wagen anssch ließlich Sicherheitslaternen zu verwenden.
5 . Die Wagen dürfen unter bedeckten Räumen nicht stehen gelasten und

müssen unter steter Aufsicht gehalten werden.
6 . Der Transport von Mineralölen der ersten Elaste ans Straßen in

Glasballons ist nur unter der Bedingung gestattet , dass die Ballons mit
Stroh , Heu , Kleie , Sägemehl , Infusorienerde oder ähnlichen lockeren Substanzen
in starken Holzkisten oder einzeln in soliden , mit einer gut befestigten Schutz¬
decke versehenen und mit hinreichendem Verpackungsmaterial - ausgesütterten
Körben oder Kübeln fest verpackt sind.

8 15.
Für den Transport von Mineralölen der ersten Elaste ans Binnen¬

gewässern wird Folgendes vorgeschriebe » :
1 . Besteht die Schiffsladung ausschließlich oder zum größten Theile aus

Mineralölen der ersten Elaste , so har:
s.) das Einladen nur ans dem von der Localbehörde dazu bestimmten Platze

zu geschehen, welchen das Fahrzeug binnen der von dieser Behörde vor¬
gezeichneten Frist verlassen muss;

b ) das Fahrzeug im Falle des Laudens stets in einer entsprechenden Ent¬
fernung von anderen Fahrzeugen oder von bewohnten Gebäuden an-
znlcg^ n;

o) der Schiffsführer bei der Ankunft am Bestimmungsorte der Localbehörde
sogleich anzuzeigen , dass das Fahrzeug Mineralöle der ersten Elaste
geladen habe , und die Menge derselben mittels des Frachtbriefes aus¬
zuweisen . Das Fahrzeug ist sodann ans den von der Localbehörde be¬
stimmten Platz zu führe » , welchen es ohne deren Erlaubnis nicht ver¬
lassen darf ; ferner hat

ä ) die Ausladung innerhalb der von der Localbehörde festgesetzten Frist und
auf dem dazu bestimmten Platze zu geschehen.
2 . Bilden die Mineralöle der ersten Elaste bloß einen verhältnismäßig

kleinen Theil der Schiffsladung , so müssen die betreffenden Colli und Gefäße
in ganz abgesonderten Schiffsräumen oder auf dem Verdecke, jedoch stets
getrennt von anderen leicht brennbaren oder explodierbaren Frachtgütern ein¬
gelagert werden.

Die Ein - und Ausladung darf nur an solchen Plätzen statlfinden , wo
andere brennbare Stoffe nicht vorhanden sind.

3 . Mit Fahrzeuge », auf welchen sich Mineralöle der ersten Classe befinde »,
dürfen Passagiere nicht befördert werden.

4 . Ans Fahrreugen , welche Mineralöle der ersten Classe führen , sowie
bei der Eni . und Ausladung oder Lagerung dieser Öle darf Feuer oder Licht
nicht gemacht und Tabak nicht geraucht werben.

8 16.
Werden Mineralöle der zweiten Classe auf Binnengewässern verfrachtet,

so sind die Mineralöle enthaltenden Gebinde und Gefäße mit feuersicheren
Schntzdecken zu versehen.

Fahrzeuge auf Binnengewässern , welche Passagiere befördern , dürfen von
Mineralölen der zweiten Classe höchstens 1000 üZ an Bord haben.

8 17.
Die Bedingungen , unter welchen zur See ankommende Schiffe mit einer

ganz oder theilweise aus Mineralölen bestehenden Ladung diefelbe zu löschen
haben , beziehungsweise in das Innere des Hafens eintrcten dürfen , sind nach
den hierüber bestehenden besonderen Vorschriften und den von Fall zu Fall
seitens der Hafenbehö de zu treffenden Anordnungen zu beurtheilen.

8 18-
Mengen von mehr als 20 .000 üx Mineralöl der zweiten Classe, sowie

Mengen von mehr als 1000 ÜA Mineralöl der ersten Classe dürfen nur ans
besonderen Lagerhöfen gelagert werden.

Die Gewerbebehörde hat die bezügliche Bewilligung , falls nicht besondere
Umstände einzelne Abweichungen als zulässig oder nothwcndig erscheinen lasten,
an folgende Bedingungen zu knüpfen:

a) Der Lagerhos muss mir den erforderlichen Blitzableitern versehen und
mit einer entsprechenden Einfriedung (Mauer , Erdwall u . s. w .) von
mindestens Manneshöhe umgeben sein , welche den Zutritt Unberufener
verhindert.

Er muss bequem von allen Seiten mit Löschgeräthen umfahren
werden können.

Es sind größere Mengen von Wurserde innerhalb des Lagerhofes
bereit zu halten.

b ) Die gelagerten Flüssigkeiten sowohl wie auch die dieselben etwa um¬
schließenden Baulichkeiten wüsten mindestens 60 m von allen außerhalb
des Lagerhofes befindlichen Gebäuden entfernt sein.
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o) Die Sohle derjenigen Thcile des Lagerhofes , welche zur Lagerung der
Flüssigkeiten dienen , muss ans undurchlässigem , nnverbrennlichcm Material
hergestellt sein und ein Gefälle von mindestens I : 100 nach einer oder
mehreren Sammelgrnben haben ; sie muss ferner entweder tiefer als die
sie umgebende Terrainsohle liege » , oder mit einer ans feuersicherem
Materiale hergestellten ununterbrochenen Umfassung versehen sein . In
beiden Fällen muss der Raum zwischen den Umfassungswänden mit
Einschluss des Rauminhaltes der- Sammelgruben groß genug sein, di:
gesammte Menge der dort ausbewahrten Flüssigkeiten im Falle des Aus¬
laufens aufzuuehmen.

ä ) Falls die Flüssigkeiten nicht im Freien oder unter offenen Schupfen,
sondern in Gebäuden gelagert werden , müssen die letzteren massive Um-
fassnngswände , reichliche Erleuchtung durch Tageslicht und gute Ventila¬
tion haben , dürfen aber keine Zwischendecken besitzen ; Einrichtungen zu
künstlicher Beleuchtung dürfen weder in noch an den Gebäuden angebracht
werden . Feststehende eiserne Reservoirs müssen mit Dunstabzügen ver¬
sehen sein.

e) Geschäftliche Verrichtungen dürfen im Lagerhofe nur bei Tageslicht vor-
genommen werden . Das Betreten des Lagerhofes bei Nachtzeit ist außer
dem Wächter desselben nur den dazu dienstlich berufenen Beamten
gestattet ; hiebei darf nur eine Sichcrheitslaterne benützt werden.

1) Feuer oder Licht darf innerhalb des Lagerhofes nicht angezündet , auch
darf daselbst nicht geraucht werden ; ebenso ist das Einbringen von Zünd-
malcrialien in den Lagerhof untersagt.

Diese Vorschriften sind an allen Eingangsthüren des Lagerhofes in
augenfälliger Weise anzuschreiben.

A) Auf dem Lagerhofe dürfen außer einer für den Wächter bestimmten,
durch eine Mauer von den übrigen Theilen des Lagerhofes abgesonderten
Wohnung , welche eventuell auch als Kanzleilocale zu dienen hat , Wohn-
räume nicht eingerichtet , beziehungsweise nicht benützt werden.

Bei Lagerhöfen , in welchen nur Mineralöle der zweiten Classe
gelagert werden sollen , kann von den Vorschriften zu a und b abgesehen
werden ; die Gewerbebehörde entscheidet dann nach ihrem Ermessen über
die in Bezug auf Einfriedung und freie Lage des Terrains zu stellenden
Anforderungen.

8 IS.
Mengen von nicht mehr als 20 .000 ÜA, aber mehr als 1500 kss Mineralöl

der zweiten Classe , sowie Mengen von nicht mehr als 1000 I-A, aber mehr
als 150 Irx Mineralöl der ersten Classe dürfen nur mit ortspolizeilicher
Erlaubnis gelagert werden.

Bei Ertheilung dieser Erlaubnis sind unter Anlehnung an die im Z 18,
insbesondere in den Absätzen o und k enthaltenen Vorschriften die nach den
örtlichen Verhältnissen sich als nothwendig ergebenden , mindestens aber die im
Z 21 aufgeführten Bedmgungen vorznschreiben.

8 20.
Bei allen auf Bahnhöfen und innerhalb des gesetzlich bestimmten Feuer¬

rayons der Bahnen zu errichtenden Lagerhöfen darf die Gewerbebehörde,
beziehungsweise die Ortspolizeibehörde erst auf Grund der vorher eingeholten
Zustimmung der Eiseubahnaufsichtsbchörde und unter Berücksichtigung der von
der letztet en ausgestellten Bestimmungen die Bewilligung ertheilen.

8 LI.
Mengen von nicht mehr als 1500 ÜK, aber mehr als 300 ÜA Mineralöl

der zweiten Classe, sowie Mengen von nicht mehr als 150 ÜA, aber mehr
als 15 kx Mineralöl der ersten Classe dürfen nur in Kellern oder in zu ebener
Erde gelegenen Räumen gelagert werden , welche eine gute Ventilation und
weder Abflüsse (Gerinne ) nach außen (Straßen , Höfe n . s. w.), noch Heiz¬
oder künstliche Beleiichtungsvorrichtnngen haben . Der Fußboden des zur
Lagerung dienenden Theiles dieser Räume muss aus undurchlässigem , nnver-
breniilichem Materiale hergestellt und mit einer aus feuersicherem Materiale
hergestellten ununterbrochenen Umfassung von solcher Höbe versehen sein, dass
der Raum zwischen den Umfassungswanden mit Einschluss des Rauminhaltes
einer etwa vorhandenen Sammelgrnbe ausreicht . die gesammte Menge der dort
aufbewahrten Mineralöle im Falle des Anslaufens aufzuuehmen.

Die Vorschrift des Z 18 iit . k, erster Absatz , findet auch auf diese Räume
Anwendung.

Die Lagerung kann ferner auf Höfen , in Gärten oder anderen umfriedeten
Grundstücken erfolgen , wenn das Ausfließen der Flüssigkeiten durch Eingraben
der Gebinde oder durch eine aus feuersicherem Materiale hergestellte Umfassung
verhindert wird.

Das Umfüllen der nach Maßgabe dieses Paragraphen gelagerten Flüssig¬
keiten in andere Gefäße und die sonstigen geschäftlichen Verrichtungen mit
denselben dürfen nur bei Tageslicht vorgenommen werden.

Die Einholung einer ortspolizeilichen Erlaubnis ist nicht erforderlich,
doch ist die Lagerung der Ortspolizeibehörde , und wenn Lagerungen auf Bahn¬
höfen oder innerhalb des gesetzlich bestimmten Fenerrayons der Bahn beabsichtigt
sind , der betreffenden Bahnverwaltung vorher anznzeigen.

8 22.
Werden Mineralöle der ersten Classe mit Mineralölen der zweiten

Classe oder mit anderen brennbaren Flüssigkeiten in demselben Raume oder
in solchen Räumen , welche nicht durch unverbrennliche , mit Öffnungen nicht
versehene Zwischenwände von einander getrennt sind , gelagert , so finde » auf
sämmtliche Flüssigkeiten die in den ZZ 18 bis 21 für die Mineralöle der
ersten Classe gegebenen Vorschriften Anwendung.

Dasselbe gilt für den Fall , als Mineralöle der zweiten Classe mit
anderen , jedoch leicht flüchtigen und entzündlichen Flüssigkeiten in der im ersten
Absätze angegebenen Weise gelagert werden.

Werden hingegen Mineralöle der zweiten Classe zusammen mit anderen
brennbaren , jedoch nicht leicht entzündlichen Flüssigkeiten in der vorstehend
(Absatz 1) angegebene » Weise gelagert , so finden auf sämmtliche Flüssigkeiten
die in den 18 bis 21 für die Mineralöle der zweiten Classe gegebenen
Vorschriften Anwendung.

8 23.
Die Bestimmungen der ZH 18 bis 21 finden nicht Anwendung auf die

Aufbewahrung von Mineralölen an den Gewinnungsstätten derselben und in
Fabriken , in welchen diese Stoffe hergestellt , bearbeitet oder zu technischen
Zwecken verwendet werden , und ebensowenig auf die vorübergehende Lagerung
anlässlich des Eisenbahn - und Schiffahrtsverkehres.

8 24.
In den Verkaufsräumen der Detailhändler dürfen Mineralöle der ersten

Classe bis zu 15 kx , hingegen Mineralöle der zweiten Classe vis zu 50 üg,
und wenn die Aufbewahrung in metallenen , mit einem Hahne zum Abfüllen
versehenen Gefäßen erfolgt , bis z» 300 kx: ansbewahrt werden.

Die Aufbewahrung und der Verkauf von Mineralölen der ersten Classe
darf , soweit es sich um Quantitäten von mehr als >/z Liter bandelt , nur in
vollkommen dichten und ebenso verschlossenen , widerstandsfähigen Gefäßen,
soweit es sich um geringere Quantitäten handelt , auch in verschlossenen Glas¬
flaschen erfolgen . Falls nicht ein die Verdunstung der Flüssigkeit vollständig
verhindernder FUllapparat benützt wird , darf das llmfüllen von Mineralölen
der ersten Classe von einem Gesäße in ein anderes nur bei Tageslicht und
nicht in der Nähe einer Flamme , von glimmendem Rauchtabak oder sonst
eines glühenden Körpers erfolgen.

8 25.
Das gewerbsmäßige Verkaufen und Feilhalten von Mineralölen der

erste» Classe ist nur in solchen Gefäßen gestattet , welche an in die Augen
fallender Stelle auf rothem Grunde in deutlichen Buchstaben die nicht ver¬
wischbare Inschrift „ feuergefährlich " tragen.

Wird derartiges Mineralöl gewerbsmäßig zur Abgabe in Mengen von
weniger als 50 kx fkilgehalten , oder in solchen geringeren Mengen verkauft,
so muss die Inschrift m gleicher Weise noch die Worte : „Nur unter be¬
sonderen Vorsichtsmaßregeln zu Brennzwecken verwendbar ; in der Nähe von
Licht nicht umznfüllen , au einem kühlen Orte wohl verschlossen aufzubewahrcn"
enthalten.

Diese Bestimmung findet auf das Verkaufen und Feilhalten von
Mineralölen in den Apotheken zu Heilzwecken nicht Anwendung.

8 26.
Für die zur Zeit der Kundmachung dieser Verordnung bereits in Be¬

nützung stehenden Lagerräume , in welchen mit Genehmigung der Gewerbe¬
behörde die in den ZZ 18 und 19 bezeichnet ?» Quantitäten gelagert werden
dürfen , ist die Einholung der in den ZZ 18 und 19 gedachten Bewilligung
nicht erforderlich.

8 27.
Die Übertretungen der gegenwärtigen Vorschriften werden , insoweit sie

nicht schon durch die bestehenden Gesetze verpönt sind , mit Geldstrafen bis zu
200 L oder im Falle der Zahlungsunfähigkeit mit Arrest bis zu 14 Tagen
bestraft.

Bei Vollziehung der Straferkenntnisse und sonstigen Anordnungen hat
die Behörde die zur Sicherung des Erfolges nöthigen Maßregeln zu ergreifen.

Bezüglich des Strafverfahrens und der Rechtsmittel in demselben gelten
die politischen Vorschriften.

8 28.
Diese Verordnung tritt sieben Monate nach ihrer Kundmachung in Kraft.

8 29.
Mit dem Beginne der Wirksamkeit dieser Verordnung treten die Be¬

stimmungen der Ministcrial -Verordnnngen vom 17 . Juni 1865 , R .- G .-Bl.
Nr . 10 , vom 27 . Jänner 1866 , R .- G .-Bl . Nr . 14, und vom 10 . Februar
1868 , R . G -Bl . Nr . 13 , außer Kraft.

Die mit den Negierungen der Bodenseeuferstaaten , sowie die mit der
kaiserlich deutschen Neichsregierung getroffenen Vereinbarungen über die Be¬
förderung gefährlicher Stoffe auf dem Bodensee , beziehungsweise auf der Elbe
und die auf Grund dieser Vereinbarungen im Einvernehmen mit dem Mini¬
sterium des Innern erlassenen Verordnungen des Handelsministeriums vom
14 . Jänner 1895 , R -G .- Bl . Nr . 12 , und vom 12 . December 1895,
R .-G .-Bl . Nr . 190 , werden durch die Bestimmungen der gegenwärtigen Ver¬
ordnung nicht berührt. :r.
Verbot des Hausierhandels ouf dem Gebiete der
Gemeinde Török -Becse und der Stadt Skalitz in

Ungarn.
Erlass der k. k. » .-ö. Statthalkerei vom 27 . Februar 1901,

Z . 84796 (M .-Z 80118 ax 1901 ) :
Laut Mittheilung des königl . ung . Handelsministeriums vom 29 . Juli

1901 , Z . 50361 , beziehungsweise vom 6 . August 1901 , G .-Z . 51006 , ist die
1*
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Ausübung des Hausierhandels auf dem Gebiete der Gemeinde Török -Becse
im Torontaler Comitate und der Stadt Skalitz (Szakolcsa ) im Neutraer
Comitate unter Aufrechthaltung der im Z 17 der bestehenden Hausiervorschriflen
und der diesen Paragraphen ergänzenden nachträglichen Beiordnungen den
Bewohnern gewisser Gegenden gewährten Rechte verboten worden.

Hievon werden über Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom
7 . September 1901 , Z . 34372 , alle k. k. Bezirkshauptmannschaften , der Wiener
Magistrat und sämmtliche magistratischen Bezirksämter , die Stadträthe Wiener-
Neustadt und Waidhofen a. d. Jjbbs , und die n .- ö . Handels - und Gewerbe-
kammcr in Kenntnis gesetzt.

4 .
Verpflichtung zur Herstellung von Hauscanälen.

Entscheidung des k. k. Verwaltnngsgerichtshofes vom 18 . Mai
1901 , Nr . 3884 (G .-Z . 29049/magistratischcs Bezirksamt für den
XIII . Bezirk ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k.

Senats -Präsidenten Ritter v. Henni  g , in Gegenwart der Räthe des
I . k. Verwaltnngsgerichtshofes Dr . Zistler , Dr . Kleebcrg,  Ritter « .
Schurda  und Dr . P l o j , dann des Schriftführers k. k. Rathssecretärs-
Adjnncten Freiherr » v. Apfaltrern,  über die Beschwerde der Stadt-
gemcinde Wien gegen die Entscheidung des k. k. Ministeriums des Innern
vom 30 . Mai 1900 . Z . 18532 , betreffend die Herstellung eines Hanscanalcs
und die Reconstruction der Dachwasser -Abfallrohre an dem Hause Nr . 237
der Auhosstraßc im XIII . Wiener Bezirke , nach der am 18 . Mai 1901 dnrch-
geführten öffentliche » mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung des
Vortrages des Referenten , sowie der Ansfüyinngcn des Dr . Robert
S w o b o d a , Hof - und Gerichtsadvocaten in Wien , für die Beschwerde , und
der Gegenansführnngen des k. k. Ministerial - Secretäcs Max Edlen v.
Pflügt,  für das belangte k. k. Ministerium des Innern , sowie des
Dr . Robert Schüller,  Hof - und Gerichtsadvocaten in Wien , für die mit-
betheiligte Bertha Fried mann,  Besitzerin des Hanfes Nr . 237 Auhof-
straße im XIII . Wiener Bezirke , zu Recht erkannt:

Die angefochtene Entscheidung wird als gesetzlich nicht begründet auf¬
gehoben.

E n ts ch e i d u n g s g r ü n d e:

Mit dem Bescheide des magistratische » Bezirksamtes kür den XIII . Bezirk
in Wien vom 25 . Februar 1899 , Z 7244 , wurde Bertha F r i e d in a n n
als Eigenthüineriii des Hauffs XIII ., Anhofstraße 237 . anfgefordert , sogleich
bei diesem Hause einen Hauscanal herzustellen und denselben mit dem neu
erbauten Hauptiinrathscanal in Verbindung z» bringen , ferner die Dach-
Wässerabfallsrohre derart zu reconstrnieren , dass dieselben nicht frei ans das
Trottoir , sondern überdeckt in den Hanscanal oder in den Hauptunrathscanal
ansmüuden.

Über Recnrs der genannten Hausbesitzerin hat die Bandcputation für
Wien mit Entscheidung vom 31 . Jänner 1900 , Z . 197 , diesen Auftrag als
in den Bestimmungen der ZZ 57 , 58 und 53 der Bauordnung für Wien vom
17 . Jänner 1883 , L -G .-Bl . Nr . 35 , nicht begründet aufgehoben.

Dem hiegegen seitens der Stadtgemeinde Wien eingebrachten Recurse
hat das k. k. Ministerium des Innern laut Erlasses vom 30 . Mai 1900,
Z . 18532 , keine Folge gegeben.

Gegen diese Ministerial -Entscheidung hat die Stadtgemeinde Wien an
den VerwalliingSgerichtshof die Beschwerde eingebracht.

In derselben wird selbst der Rechtsstandpunkt vertreten , dass für die
Frage , ob die Eigcutbümerin des bezeichnelen , bereits im Jahre 1868 er¬
bauten Hauses verpflichtet sei, einen Hauscanal berzustellen und denselben in
den städtischen Hauptcaual einzumünden , mit Rücksicht auf Artikel 8 des
Wiener Gemeindestatutes vom 19 . December 1890 , L -G .-Bl . Nr . 45 nur
mehr die Bestimmungen der Bauordnung für Wien vom 17 . Jänner 1883,
L.- G .-Bl . Nr . 35 . maßgebend sein können . Es können daher auch aus den
Bestimmungen der für Niedcrösterreich mit Ausschluss von Wien geltenden
Bauordnung dermalen irgendwelche Verpflichtungen für die Besitzer von
Häusern , welche in den mit Wien vereinigten Vororten gelegen sind , nicht
mehr abgeleitet werden

Der Verwaltungsgerichtshof hatte sonach auch nur zu prüfen , ob der
Beriha Friedmann  auf Grund der für Wien geltenden Bauordnung der
eingangs erwähnte Auftrag ertheilt werden dürfte oder nicht . Die Beschwerde
behauptet zunächst , der Auftrag , bei dem Hause XIII ., Auhofstraße 237 , einen
Hauscanal herzustellen und denselben mit dem neu erbauten Hanptcanale in
Pci bindnng zu bringen , sei im H 58 der Wiener Bauordnung begründet . Die
angesochtenc Entscheidung verneint dies , und zwar , wie sich aus den Aus¬
führungen des Negierungsvertrcters bei der öffentlichen mündlichen Ver¬
handlung ergibt , aus dem Grunde , weil die Vorschrift des Z 58 der Wiener
Bauordnung sich nur auf Neubauten , welche unter der Geltung dieser Bau¬
ordnung aufgeführt worden sind , beziehe.

Der Veiwaliuiigsgerichlshof vermochte dieser einschränkenden Auslegung
der citierten Gefftzesstelle nicht beizutreten.

Allerdings haben sowohl der § 57 als auch der Z 58 der Bauordnung
zunächst Neubauten im Ai,ge , was sich ja schon daraus ergibt , dass diese
Paragraphen in dem V . Abschnitte der Bauordnung enthalten sind , welcher
„von den auf den Bau selbst bezugnehmenden Vorschriften " handelt , übrigens

ist cs selbstverständlich , dass Vorschriften von Verordnungen überhaupt im
großen und ganzen zumeist neue Ballführungen im Auge haben werden.

Daraus kann aber nicht gefolgert werden , dass Vorschriften einer Bau¬
ordnung , durch welche dem Einzelnen bestimmte Verpflichtungen auferlegt
werden , die mit dem Besitze eines Bauobjectes verknüpft sind , nur ans solche
Bauobjecte beschränkt werden könnten und müssten , welche unter der Herr¬
schaft dieser Bauordnung entstanden sind , sondern es muss , wenn in dem
Gesetze selbst nicht in dieser Richtung eine ausdrückliche Beschränkung auf die
erst auf Grund dieses Gesetzes entstehenden Neubauten normiert ist, die bau¬
rechtliche Verpflichtung vielmehr auf den Besitz eines Banobjectes überhaupt
gebunden wird , gefolgert werden , dass , wenn der vom Gesetze beabsichtigte
Zweck, zu dessen Erreichung eine Verpflichtung auferlegt wird , ebenso bei
bereits bestehenden , wie bei erst neu zu errichtenden Gebäuden zutrifft , diese
Verpflichtung sich auf bereits bestehende Gebäude ebenso bezieht wie auf
Nenbaue.

Die ZZ 57 und 58 der Wiener Bauordnung geben nun die Vorschriften
darüber , wie in dem Gebiete der Gemeinde Wien für die Beseitigung der
atmosphärischen Niederschläge und der Abfallstoffe aus den Gebäuden vor¬
zusorgen ist. Aus diesen Gesetzesstellcn geht hervor , dass als der regelmäßige
Zustand derjenige anzusehcn ist, dass in den Gassen Wiens Straßen - be¬
ziehungsweise Hanptcanäle bestehen , und dass die Ableitung der Niederschläge
und Abfallstoffe aus den Häusern durch Hauscanäle oder Rohrleitungen
welche in die Straßencanäle ausmünden , zu bewerkstelligen ist.

Nur ausnahmsweise , und zwar nur in Stadttheilen und Straßen , in
welchen noch kein Hauptcanal besteht, kann die Herstellung von Senkgruben
gestattet werden . Im Falle der seinerzeiligen Erbauung des Hauptcanales hat
aber der Hanseigenthümer sofort einen Hauscanal herzustellen und die Senk¬
grube zu beseitigen.

In dieser letzteren Bistimmung ist sonach die Vorschrift gelegen , dass
innerhalb des Gebietes der Stadt Wien in Stadttheilen oder Straßen , wo
die erforderlichen Haupt -, respective Straßencanäle bereits errichtet sind,
Senkgrube » überhaupt zu bestehen aufhören müssen.

Diese Vorschrift enthält eine Einschränkung auf die erst künftig ent¬
stehenden Häuser nicht, und könnte sie wohl auch nicht enthalten , falls das
Gesetz nickt selbst jenen Zustand , welchen es , wie ja der Z 58 deutlich verräth,
als einen Übelstand und einen nur unt -r Umständen nicht zu vermeidenden
Nothbehelf ansieht , stabilisieren wollte . Denn wenn der K 58 thatsächlich , wie
die angefochtene Entscheidung nach der ihr vom Regierungsvertreter gegebenen
Interpretation und wie auch die mitbetheiligte Partei vermeint , nur den Be¬
sitzern solcher Häuser , die unter der Herrschaft der Bauordnung für Wien
vom Jahre 1883 (in den mit Wien vereinigten Vororten , sonach erst seit dem
Jahre 1890 ) erbaut wurden , die Pflicht auferlegen würde , bei Erbauung
enies Haupicanales statt der bestehenden Senkgruben Hauscanäle zu erbauen,
so könnte es leicht eiutreten , dass die Gemeinde Wien zwar in Erfüllung der
ihr obliegenden Fürsorge für die Verbesserung der sanitären Verhältnisse in
der Gemeinde auch in den bisher vernachlässigten Gassen Hanptcauäle errichten
würde , dass aber alle ihre Fürsorge zum Nachtheile des Gemeinwohles auf
lange Zeit hinaus vergeblich und der von ihr erbaute Canal unbenutzt bleiben
könnte , falls die Besitzer der Häuser in den betreffenden Gassen bei mangelndem
Bürgersinne und Verkennung des eigenen Interesses , sowie der aus dem
Zusammenleben in einer Communität sich von selbst ergebenden Pflichten des
Einzelnen gegenüber der Gesammtheit sich nicht bestimmt fänden , freiwillig
die im Gesetze perhorrescierten Senkgruben , welche allerdings in einer ge¬
ordneten Gemeinde ohne zwingende Noch nicht geduldet werden können , durch
ein modernes System zu ersetzen. Die Möglichkeit der Legalisierung eines
solchen Vorgehens kann aus einem Gesetze, welches bestimmt ist, die öffentliche
Wohlfahrt zu fördern , nicht herausgelesen werden , sofern es ein unzweideutiger
Wortlaut des Gesetzes nicht zwingend verschreibt.

Es ergibt sich also aus dem Zusammenhalten der ZZ 57 und 58 , dass
zwar kein Besitzer eines alten Hauses , in welchem bereits ein Hauscanal oder
ein anderes Ableitungssystem mit Ausnahme der Senkgruben besteht, diese
seine Ableitungsvorrichtungen nach den neuen Vorschriften des Z 57 der Bau¬
ordnung umzugestalten verpflichtet ist, dass aber in dein Falle , wo die Ab¬
leitung der atmosphärischen Niederschläge und der Abfallstoffe durch Senk¬
gruben erfolgt , diese Ableuungsart abgestellt werden muss , sobald ein Haupl-
canal errichtet wird . Dass dieser Gegensatz vom Gesetze auch beabsichtigt war,
darauf deutet auch der Umstand hin , dass der 8 57 ausdrücklich von neuen
Ballführungen und solchen Herstellungen , die einem Neubau glrichgehalten
werden können , spricht , der Z 58 aber eine solche Einschränkung nicht mehr
enthält , sondern die Hauscigcnlhümer überhaupt als Verpflichtete anführt.

Im gegebenen Falle ist es nun unbestritten , dass in dem Hause der
Bertha Friedmann  bisher eine Senkgrube bestand , und dass die Gemeinde
Wien in letzter Zeit iu der Auhofstraße einen Hauplcanal errichtet hat . Daraus
ergibt sich für die Hauseigenthümerin die Verpflichtung , die Senkgrube zu be¬
seitigen , und einen Hauscanal herzustellen.

Ähnliche Erwägungen gelten auch in Betreff des mit der angefochtenen
Entscheidung behobenen Auftrages wegen Reconstruction der Dachwässer-
Abfallsrohie in dem Sinne , dass die Dachwässer nicht frei auf das Trottoir,
sondern überdeckt iu den Hauscanal oder in den Hanptcanal ausmünden.

Auch der ß 53 der Bauordnung für Wien gibt zunächst nur Vorschriften,
wie sich bei neuen Ballführungen zu benehmen ist, um die atmosphärischen
Niederschläge in einer das Gesammiwohl nicht beeinträchtigenden Weise von
den Dächern abznleitcn , und fordert dieser Paragraph die Neueinsührung der
im I . und 2 . Absätze angeführten Vorkehrungen nur von den Erbauern
neuer Häuser , beziehungsweise solchen Besitzern bereits bestehender Gebäude
mit breiten Dachsäumen , welche die bestehenden Vorrichtungen erneuern . Es
ist nicht zn bezweifeln , dass das Gesetz auch im 4 . Absätze des A 53 , wo an-
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geordnet wird , dass an den Dachrinnen Abflussrohre von entsprechender
Dimension anzubringen sind , mittels welcher das Wasser womöglich durch
die Abortschläuche , sonst aber überdeckt in die Canäle zu leiten ist, in erster
Linie an Neubauten gedacht hat.

Trotzdem muss es als dem Sinne des Gesetzes angemessen erkannt
werden , dass diese letztere Bestimmung überall dort , wo die gesetzliche Voraus¬
setzung , nämlich das Vo . handensein von Straßencanälen gegeben eescheintz
auch auf jene Häuser anzuwenden ist, bei welchen die Voraussetzung für die
Einführung der im 1 . und 2 . Absätze des Z 52 angeordueten Vorkehrungen
nicht zutrifft.

Denn Straßencanäle werden eben zu dem Zwecke angelegt , damit durch
dieselben auch die Niederschlag - Wässer abgeleitet werden . Es wäre sonach
widersinnig , anzunehmen , dass nach der Intention des Gesetzes dort , wo ein
neuer Straßencanal errichtet wird , es zulässig wäre , die durch Dachrohre
gesammelten und von den Dächern abgeleiteten Niederschlagswässer nicht in
den Straßencanal abzuleiten . Der Auftrag aber , diese Niederschlagswäffer
nicht frei auf das Trottoir abfließen zu lassen, ist einfach ein Gebot der
Fürsorge für die Erhaltung des unbehinderten und gesicherten Verkehres auf
den Gassen und der Conservieruitg der Straßen , zn dessen Erlassung die
Gemeinde schon in Ausübung der Gemeindepolizei berechtigt erscheint.

Demgemäß musste die angefochtene Entscheidung als gesetzlich nicht
begründet aufgehoben werden.

s.
Binnenschiffahrts Jnspection.

Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 26 . Juni 1901,
Z . 52846 (M .-Z . 53843/XIV ) :

In der mit dem Handelsministerial -Erlaffe vom 9 . Juni 1897 , Z . 18930,
erlassenen Dienstes -Jnstruction für den k. k. Binuenschifsahrts -Jnspector (Statt-
Halterei -Crlass vom 24 . Juni 1897 , Z . 63137 , Normaliensammlung für den
politischen Verwaltungsdienst Nr . 532 ) wurde unter anderem Nachstehendes
ungeordnet:

Als Specialgewerbe -Jnspector für das Schiffergewerbe auf Binnen¬
gewässer erstreckt sich die Lhätigkeit des Binnenschiffahrts -Jnspectors auf alle
im § 15, Punkt 5 der Gewerbeordnung (Gesetz vom 15 . März 1883 , R .-G-
Bl . Nr . 39 ), bezeichnten Unternehmungen , in den im Reichsrathe vertretenen
Königreichen und Ländern.

Auf andere Unternehmungen wie Werften , Schiffmühlen , Lagerhäuser,
FlusSregulierungs -Unternehmungen , Hafen - und Quaibauten , hat sich seine
gewerbeinspectorische Thätigkeit nicht zu erstrecken.

Das k. k. Handelsministerium hat laut Erlasses vom 8 . Juni 1901,
Z . 9179 , den bezogenen zweite » Absatz außer Kraft gesetzt und an Stelle des¬
selben Nachstehendes verfügt:

Bezüglich aller anderen Unternehmungen , wie Werften , Schiffsmühlen,
Lagerhäuser , FlusSregulierungs -Unternehmungen , Hafen - und Quaibauten , hat
sich seine Jnspectionsthätigkeit ausschließlich auf die schwimmenden Objecte
(inclusive der sogenannten Fixbagger bei den Flussregulierungen ) und die auf
diese» Objecten ständig oder zeitweilig beschäftigte Arbeiterschaft zu erstrecken.

Als integrierende Bestandtheile dieser Objecte sind auch die Verbindungs¬
stege zwischen den schwimmenden Objecten und dem festen Lande , sowie die
Transmissionen jener Schiffmühlen , deren Mühlwerk sich am Lande befindet,
zu behandeln.

Gleichzeitig werden die Agende » des k. k. Binnenschiffahrts - Jnspectors
dem k. k. Binnenschiffahrts -Jnspectorate überwiesen.

Hievon werden die an der Donau gelegenen Bezirkshauptmannschaften,
der Wiener Magistrat und die Donaucanal -Jnspectiou in Kenntnis gesetzt.

«.
Ballonfahrten nach Russland.

Erlass des k. k. n .-ö. Statthalterei -Präsidiums vom 22 . Juli
1901 , Z . 4696/Pr . (M .-Z . 60724 ) :

Nach einer Mittheilung des k. uud k. Ministeriums des Äußern an das
k. k. Ministerium des Innern hat die kaiserlich russische Botschaft in Wien
behufs Verständigung der betheiligten Kreise bekanntgegeben , dass in Zukunft
die Mitglieder von Instituten , Gesellschaften und Vereinigungen für Luft¬
schiffart , welche Ballonfahrten unter Umständen unternehmen , die ihre Landung
innerhalb der Grenze Russlands herbeiführen könnten , mit , ihre Identität
beglaubigenden Urkunden versehen sei» müssen.

Seitens der Luftschiffahrts -Vereinigungen ausgestellte , von der zuständigen
Regierungsbehörde gehörig beglaubigte Certificate und in Ermanglung der¬
selben Photographien , welche mit einer Beglaubigung versehen sind , die den
Namen , Vornamen und Charakter angibt , werden von den russischen Behörden
als zureichender Identitätsnachweis angesehen werden.

Die Lustschiffahrer , welche sich mit derartigen Bescheinigungen nicht aus-
weisen können , sowie jene Personen , welche in Ballons nach Russland kommen,
um militärische Recognoscierungen vorzunehmen , werden angehalten und ihre
Ballons verfallen der Beschlagnahme.

7.
Hintanhaltnng von Stellnngsnmtrieben.

Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 20 . August 1901,
Z . 69720 (M .-Z . 69240/XVI ) :

Aus Anlass neuerlicher zur Kenntnis des Ministeriums für Landes-
vertheidigung gelangter Fälle von listigen Stellnngsnmtrieben wird infolge
Erlasses dieses Ministeriums vom 25 . Juli 1901 , Z . 22523/V , der unter dem
15 . September 1894 , Z . 72448 , iniimiene Ministenal -Erlass vom 8 . Sep¬
tember 1894 , Nr . 18688/IIs , betreffend die Handhabung der Bestimmungen
des Z 27 : 1 und 4 und des Z 101 : 5 der Wehrvorschriften I . Theil , zur ge¬
nauesten Beobachtung in Erinnerung gebracht.

Insbesondere wird auch darauf zu achteu sein , dass eiu Stellungs¬
pflichtiger nur dann der Stellung im Dttegierungswege zu unterziehen sein
wird , wenn seine Persons -Identität auf eine jeden Zweifel ausschließende
Weise amtlich festgestellt ist.

Der letztcitierte Miuisterial -Erlass ist bei den bezogenen Stellen der
Wehr Vorschriften 1. Theil anzumerlen.

Dieser Erlass ergeht an alle k. k. Bezirlshauptmannschaften in Nieder¬
österreich , an den Wiener Magistrat und an die Stadträthe in Wiener -Neustadt
und Waidhofeu an der Abbs.

8 .

Verbot des Hausierhandels ans dem Gebiete der
Gemeinde Karolyfalva ( Ungarn ) .

Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 12 . September
1901 , Z . 81621 (M .-Z . 75490 sx 1900 ) :

Laut Mittheilung des königl . Ungar . Handelsministeriums an das k. k-
Ministerium des Innern vom 5. Juli 1901 , Z . 40841 , wurde die Ausübung
des Hausierhandels auf dem Gebiete der Gemeinde Karolyfalva (Karlsdorf)
im Temeser Comitate , unter Anfrechthaltung der im K 17 der bestehenden
Hansiervorschriften und an den diesen Paragraphen ergänzenden nachträglichen
Verordnungen den Bewohnern gewisser Gegenden gewährten Rechte »erboten.

Hievon werden über Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom
29 . August 1901 , Z . 31265 , mit Beziehung auf Z 10 des Hausierpatentes , alle
k. k. Bezirkshauptmannschaften in Niederösterreich , der Wiener Magistrat und
sämmtliche magistratischen Bezirksämter in Wien , dis Stadträthe Wiener-
Neustadt und Waidhofen a. d . Abbs und die n .-ö. Handels - und Gewerbe-
kammer in Wien in Kenntnis gesetzt.

S.
Herabsetzung der Höhe der Stammeinlage im An
weisnngs - ( Check- nnd Clearing ) Verkehre des

Postsparcassenamtes.
Verordnung des Handelsministeriums im Einvernehmen mit

dem Ministerium des Innern und dem Finanzministerium vom
27 . September 1901 , R .-G .-Bl . Nr . 162:

Das Handelsministerium findet im Einvernehmen mit dem Ministerium
des Innern und mit dem Finanzministerium auf Grund des Z 5 des Ge¬
setzes vom 19 . November 1887 , R .-G -Bl . Nr . 133 , und ui Abänderung der
Verordnung vom 22 . November 1887 , R .-G .-Bl . Nr . 134 . Z 7, die Höhe
der Stammeinlage im Anweisungs - (Check- und Clearing -) Verkehre des Post-
sparcassenamtes bis auf weiteres mit 100 L festznsetzeu.

Die übrigen die Stammeinlage betreffenden Bestimmungen der be-
zeichneten Verordnung werden hiedurch nicht berührt.

10 .

Errichtung einer k. k. Direktion für den Ban der
Wasserstraßen und die Bestellung des Wasserstraßen-

Beirathes.
Verordnung des Handelsministeriums vom 11. October 1901,

R .-G .-Bl . Nr . 163:

Auf Grund des Z 3 des Gesetzes vom 11 . Juni 1901 , R .-G .-Bl . Nr . 66,
wird verordnet , wie folgt:

8 1.
Zum Zwecke der einheitlichen Leitung der im Z 1 des Gesetzes vom

11 . Juni 1901 , R .-G .-Bl . Nr . 66 , bezeichnten Arbeiten , nämlich des Baues
eines Schiffahrtscanales von der Donau zur Oder,
eines Schiffahrtscanales von der Donau zur Moldau nächst Budweis

nebst der Canalisierung der Moldau von Budweis bis Prag,
eines Schiffahrtscanales vom Donau -Odercanale zur mittleren Elbe

nebst Canalisierung der Elbestrecke von Melnik bis Jaromer,
einer schiffbaren Verbindung vom Donau -Odercanal znm Stromgebiete

der Weichsel und bis zu einer schiffbaren Strecke deS Dniester , wird im
2



88 Amtsblatt der k. k. Reichshaupt- und Residenzstadt Wien. — Nr. 96, 29. November 1901.

Handelsministerium eine besondere Geschäftsabtheilungerrichtet, welche die
Bezeichnung„K. k. Direktion für den Bau der Wasserstraßen" führt.

s 2.
Die k. k. Direction für den Bau der Wasserstraßen umfasst unter der

obersten Leitung des Handelsministers, beziehungsweise des von ihm zu be¬
stellenden Stellvertreters, eine technische und eine administrative Abtheilung
welchen gemeinsam die Vorbereitung und Durchführung des Baues obliegt.

8 3.
In den Wirkungskreis der technischen Abtheilung fallen:
Die Arbeiten behufs Ausstellung der General- und Detailprojecte, die

technische Vertretung bei den über diese Projecte abzuhaltendenCom¬
missionen, die Begutachtungder Commissionsoperate in technischer Beziehung,
die technische Leitung des Baues der Wasserstraßenund überhaupt die Be¬
handlung aller Angelegenheiten technischer Natur.

8 4.
Zum Wirkungskreise der administrativen Abtheilung gehören die Ver¬

fügungen wegen Einleitung der erforderlichenAmtshandlungen und Com¬
missionen(Tracenrevision, politische Begehung und Enteignungsverhandlung),
die Vorbereitung und Bearbeitung der dem Handelsministerium gemäß Z 13,
Absatz4 des Gesetzes vom 11. Juni 1901, R.-G.-Bl. Nr. 66, zustehenden
Entscheidungen, der Abschluss von Verträgen wie überhaupt alle den Bau der
Wasserstraßen betreffenden finanziellen und administrativ- juristischen An¬
gelegenheiten.

8 5.
Behufs Durchführung der Bauten werden je nach Bedarf eigene, der

k. k. Direction für den Bau der Wasserstraßenunterstehende Bauleitungen
aufgestellt, deren Wirkungskreisdurch besondere Bestimmungen geregelt wird.

8 6.
Der gemäß Z 3 des Gesetzes vom II . Juni 1901, N.-G.-Bl . Nr. 66,

zu bestellende Beirath (Wasserstraßen-Beirath) ist berufen:
a) zur Erstattung von Gutachten;
b) zur Stellung von selbständigen Anträgen, welche sich auf den Bau und

Betrieb der im Z 1 des Gesetzes vom II . Juni 1901, R.-G.-Bl. Nr. 66,
bezeichneten Wasserstraßen beziehen.
Bei der Zusammensetzung dieses Beirathes ist auf die Interessen des

Handels, der Industrie, des Gewerbes, der Land- und Forstwirtschaft, sowie
der Arbeiterschaft Rücksicht zu nehmen.

8 7-
Der Wasserstraßen-Beirath ist in nachstehender Weise zusammengesetzt:
I . 20 Mitglieder werden durch die Landesausschüsse der an dem Baue

der Wasserstraßen betheiligten Länder in der Weise ernannt, dass die Landes¬
ausschüsse für Böhmen, Galizien, Mähren und Niederösterreich je 4, die
Landesausschüsse für Oberösterreich und Schlesien je 2 Mitglieder entsenden.

II.  20 Mitglieder werden vom Handelsminister im Einvernehmen mit
den übrigen betheiligten Ministerien ernannt.

III.  Außerdem sind die nachZ 14, Absatz1 des Gesetzes vom 11. Juni
1901, R.-G.-Bl. Nr. 66, vom Handelsminister im Einvernehmen mit dem
k. k. Ministerium des Innern ernannten Gewerbe-Jnspectoren Mitglieder des
Beirathes.

Für jedes der sub I und II bezeichneten Mitglieder ist auch ein Ersatz¬
mann zu ernennen.

Die Landesausschüssefind in der Auswahl der von ihnen zu ernennenden
Persönlichkeiten nicht an ihre Mitglieder gebunden.

8 8.
Dem Handelsminister bleibt Vorbehalten, für die Wiedcrbesetzungder im

Wasserstraßen-Beirathe zur Erledigung gelangenden Stellen der Mitglieder Vor¬
sorge zu treffen und insbesonderein dem Falle, als einem Mitglied? die
fernere Ausübung seiner Function durch Krankheit oder sonstige in der Person
desselben eintretende Hinderungsgründe unmöglich gemacht oder erheblich
erschwert würde, an Stelle desselben den Ersatzmann einzuberufen, eventuell
eine Nenernennung zu veranlassen.

8 9.
Der Wasserstraßen-Beirath versammelt sich über Einladung des Handels¬

ministers nach Bedarf.
Der .Handelsminister oder ein von ihm zu ernennender Stellvertreter

führt den Vorsitz in der Plenar-Versammlnngdes Beirathes.
Die Sitzungen sind nicht öffentlich.
Die Gutachten werden durch Abstimmung der anwesenden Mitglieder

festgestellt. »
8 io.

Der Wasserstraßen-Beirath kann zur Borberathung von Angelegenheiten
seines Wirkungskreises Ausschüsse eiusetzen.

8 N.
Die betheiligten Ministerien entsenden nach ihrem Ermessen Vertreter

zu den Berathungen des Wasserstraßen-Beirathes und seiner Ausschüsse.
Diese Vertreter sind berechtigt, jederzeit in den Debatten das Wort zu

ergreifen, haben jedoch kein Stimmrecht.

8 12-
Die Function der Mitglieder und Ersatzmänner ist ein Ehrenamt. In¬

wiefern für Aufwendungen irgend welcher Art eine Entschädigung stattfindet,
bestimmt die Geschäftsordnung.

8 13-
Die Bureaugeschäfte des Wasserstraßen-Beirathes werden vom Handels¬

ministerium besorgt.
8 14.

Das Handelsministerium erlässt für den Wasserstraßen-Beirath eine Ge¬
schäftsordnung, welche sofort provisorisch in Geltung tritt.

Nach Begutachtung durch den Wasserstraßen-Beirath wird die Geschäfts¬
ordnung vom Handelsministerium definitiv sestgestellt.

11.

Verbot des Hausierhandels auf dem Gebiete mehrerer
im Szepeser Comitate gelegenen Orte.

Erlass der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 12. October 1901,
Z . 89887 (M .-Z . 84630 sx 1901) :

Laut Mittheilung des k. Ungar. Handelsministeriums vom8. August 1901,
Z. 49193, ist die Ausübung des Hausierhandels.auf dem Gebiete der Bade¬
orte Alsö-Tätrasüred,Uj-Tätrafüred,Mühlenbach(O-Tätrafüred),Tätra-Lomnicz,
Borlangliget, Lublüfüred, Thurzüsüred, Jglöfüred, Lautschburg(Lucsiona),
Gausdorf (Gänücz), Baldücz, Hüsz-Park, Schwarzenberg(Feketehegy) und
Koronahegy, alle im Szepeser Comitate gelegen, unter Aufrechthaltung der im
§ 17 der bestehenden Hausiervorschriften und in den diesen Paragraphen
ergänzenden nachträglichen Verordnungen den Bewohnern gewisser Gegenden
gewährten Rechte verboten worden.

Hievon werden über Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom
22. September 1901, Z. 34685, alle k. k. Bezirkshauptmannschaften, der Wiener
Magistrat und sämmtliche magistratischen Bezirlsämter, die Stadträthe in
Wiener-Neustadt und Waidhofeu a. d. Ibbs und die n.-ö. Handels- und
Gewerbekammer in Kenntnis gesetzt.

12

Kirchliche Jnventargegenftände von kunst¬
historischen Werte.

Circular-Erlass der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 17. October
1901, Z . 94023 (M .-Z . 86186) :

Um den Verkauf oder die sonstige dauernde Entfernung kirchlicher
Jnventargegenstände von kunsthistorischein Werte thunlichst zu erschweren und
namentlich den Export von derlei Objecten in das Ausland möglichst zu ver¬
hüten, hat die Central-Commission für Kunst- und historische Denkmale mit dem
an die ConservatorenII . Section gerichteten Erlasse vom 15. Juli 1901,
Z. 865, die Verfügung getroffen, dass in Hinkunft die Zustimmung zu solchen
Transactionen, sowie die eventuelle Schätzung der Gegenständez»m Zwecke
des Verkaufes ausnahmslos der Central-Commission selbst und nicht den
Conservatoren Vorbehalten bleiben.

Dieser Erlass, dessen Inhalt auch den Ordinariaten Wien und St . Pölten
mitgetheilt wird, ergeht au alle k. k. Bezirkshauptmannschaften und an die
Herren Bürgermeister von Wien, Wiener-Neustadt und Waidhofen an der Abbs.

I » .

Zulassung der Verwendung von Gipsplatte » der
Firma E . A E . Hedemann in Kopenhagen.
In Erledigung des Ansuchens der Firma E. L E. Hedemann  in

Kopenhagendurch Jos. Haas L Sohn.  Wien , I., Franz Josefsquai 29,
wurde zufolge Magistrats-Beschlusses vom 17. October 1901 (M.-Z. 43199/IX)
die Verwendung von Gipsplatten aus Gips mit Zusatz von Kohlenasche, Säge¬
spänen und Korkkleie, erzeugt von der erstgenannten Firma, zur Aufführung
von Scheidewänden bei Hochbauten in Wien unter folgenden Bedingungen
zugelaffen:

I . Die Hedemann 'schen  Gipsplatten mit Zusatz von Kohlenschlacke,
Sägespänen oder Korkkleie werden im Sinne des Z 37 der Bauordnung inso-
lange als Baumaterial für Wände bei Hochbauten in Wien als zulässig
erklärt, als dieselben dem zur M.-Z. 43199 sr 1901 überreichten Muster
entsprechen.

2- Zur Herstellung der Wände dürfen nur vollkommen trockene Platten
verwendet werden; die einzelnen Tafeln müssen untereinanderund die Wand
selbst muss, um sie standhaft zu machen, mit den anderen Gebäudetheilen durch
dünnflüssigen Gipsmörtel und erforderlichenfalls durch Anwendung anderer
Hilfsmittel gut verbunden werden.

3. Die aus diesen Platten hergestellten Wände dürfen nur zur Ab¬
trennung einzelner Bestandtheile einer Wohnung oder eines Geschäftslocales,
jedoch nicht zur Abtrennung verschiedener Wohnungen oder Geschäftslocale
von einander, und zwar nur dann angewendet werden, wenn diese Wände
keiner Belastung ausgesetzt und nicht höher als ein gewöhnliches Stockwerk
aufgeführt werden.
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Die Wände müssen bei einer Zimmertiefe bis 5 50 m und bei normaler
Stockwerkshöhe eine Stärke von mindestens 6 em besitzen.

Bei Wänden von größerer Länge oder Stockwerkshöhe sind stärkere
Platten zu verwenden , und können nach Lag - der örtlichen Verhältnisse auch
geringere Wandstärken zur Verwendung kommen.

4 . Die beabsichtigte Ausführung von Wänden aus Hed emann ' schen
Gipsplatten ist in den Consensplänen ausznweiscn.

5 . Die Aufstellung solcher Wände hat in der Regel auf Traversen zu
erfolgen und gehört zu den Befugnissen der concessionierten Baugewerbe-
treibenden , da es sich hier um sicherheitspolizeiliche Rücksichten , insbesondere
auch um die Beurtheilung der Tragfähigkeit von Decken und Trägern handelt,

6 . Die Abänderung und Ergänzung vorstehender Bedingungen , eventuell
die gänzliche Zurückziehung dieser Bewilligung auf Grund der praktischen Er¬
fahrungen mit diesem Baumaterial bleibt Vorbehalten.

Die beigebrachten Musterplatten werden vom Stadtbauamte verwahrt.

14 .

Zulassung der Verwendung der Franz Frizzi 'schen
Gips - und Cementplatten.

In Erledigung des Ansuchens des Franz Frizzi , Stuccaturers , Wien,
XII -, Tivoligasse 18 , wurde zufolge Magistrats -Beschlusses vom 17 . October
1901 (M .-Z . 74013/IX ), die Verwendung der von dem Genannten aus Stein¬
kohlenasche, Gips und Leimwasser , beziehungsweise aus Steinkohlenasche und

Weißkalkmörtel mit Portlandcement hergestellten Gips - und Cementplatten zur
Ausführung von Scheidewänden bei Hochbauten in Wien unter folgenden
Bedingungen als zulässig erklärt:

1. Die Gips - und Cementschlackenplatten von Franz Frizzi werden
nur insolange als Baumaterial für Wände bei Hochbauten in Wien als zu-
lässig erklärt , als dieselben dem zur M .-Z . 74013 sr 1901 überreichten Muster
entsprechen.

2. Zur Herstellung von Wänden dürfen nur vollkommen trockene Platten
verwendet werden ; die letzteren müssen unter einander mit 10 em langen
eisernen Dübbeln und mit den anderen Gebäudewänden zur Verhinderung
des Umfallens mit Gipsmörtel , beziehungsweise Portlandcementmörtel , er¬
forderlichen Falles auch unter Anwendung weiterer Hilfsmittel , gut verbunden
werden.

3 . Die aus diesen Platten hergestellteu Wände dürfen nur zur Abtrennung
einzelner Bestandtheile einer Wohnung oder eines Geschästslocales , jedoch nicht
zur Abtrennung verschiedener Wohnungen oder GeschäftSlocale von einander
und nur dann angewendet werden , wenn diese Wände keiner Belastung aus¬
gesetzt und nicht höher als ein gewöhnliches Stockwerk ausgesllhrt werden.

Die Wände müssen bei einer Zimmertiefe bis 5 50 m und normaler
Stockwerkshöhe im unverputzten Zustande eine Stärke von mindestens 6 ein
besitzen.

Bei Wänden von größerer Länge und mehr als Stockwerkshöhe ist die
Wandstärke entsprechend zu erhöhen.

Nach Lage der örtlichen Verhältnisse können mit Zustimmung der Bau¬
behörde auch andere Wandstärken zur Verwendung kommen.

Derartige Wände können bei untergeordneten und Provisorischen Objecten
auch als Umfassungswände , jedoch nicht an Stelle der Feuermauern , zur
Anwendung gelangen , wenn nicht sicherheitspolizeiliche oder andere Rücksichten
gegen die Anwendung dieses Materiales sprechen , worüber im einzelnen Falle
die Entscheidung der Baubehörde umsomehr Vorbehalten bleiben muss , als bei
Durchnässung der Wände eine Verminderung der Festigkeit eintritt.

4 . Die beabsichtigte Ausführung derartiger Wände ist in den Consens¬
plänen auszuweisen.

5 . Die Ausstellung solcher Wände hat in der Regel auf Traversen zu
erfolgen und gehört zu den Befugnissen der concessionierten Baugemerbe-
treibenden , da es sich hier um sicherheitspolizeiliche Rücksichten , insbesondere
auch um die Beurtheilung der Tragfähigkeit von Decken und Trägern handelt.

Die Abänderung und Ergänzung der vorstehenden Bedingungen , eventuell
die gänzliche Zurückziehung dieser Bewilligung ans Grund der praktischen
Erfahrungen mit diesem Baumateriale bleibt Vorbehalten.

Die beigebrachten Musterplatten werden vom Stadtbauamte aufbewahrt.

15 .

Handel mit Giften.
Das magistratische Bezirksamt für den IX . Bezirk hat zufolge Decretes

vom 22 . October 1901 , Z . 19752 , der protokollierten Firma Lorber L
Traitlcr die Concession zum Verschleiße von Giften und von zu arzneilicher
Verwendung bestimmten Stoffen und Präparaten , soweit dieselben nicht aus¬
schließlich den Apothekern Vorbehalten sind , mit dem Betriebsorte IX ., Währinger-
straße 68 , ertheilt und gleichzeitig den öffentlichen Gesellschafter dieser Firma
Julius Lorber , XVIII ., Sternwartestraße II , wohnhaft , als Stellvertreter
(Geschäftsführer ) in diesem Betriebe genehmigt.

1«.
Verbot des Hausierhandels auf dem Gebiete der
Gemeinde Vizje im Comitate Belovär Körös in

Ungarn.
Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 29 . October 1901,

Z . 94022 (M . -Z . 89817 ex 1901 ) :
Laut Mittheilung des k. Ungar . Handelsministeriums vom 31 . August

1901 , Z . 55910 , wurde die Ausübung des Hausierhandels auf dem Gebiete
der Gemeinde Vizje im Comitate Belovür -Körös unter Aufrechthaltung der im
Z 17 der bestehenden Hausiervorschriften und in den diesen Paragraphen er¬
gänzenden nachträglichen Verordnungen den Bewohnern gewisser Gegenden
gewährten Rechte verboten.

Hievon werden über Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom
6. October 1901 , Z . 37659 , alle k. k. Bezirkshauptmannschaften , der Wiener
Magistrat , sämmtliche magistratischen Bezirksämter , die Stadträthe Wiener
Neustadl und Waidhofen a . d. Abbs und die n .-ö. Handels - und Gewerbe¬
kammer in Kenntnis gesetzt.

17
Abstellung der durch die k. k. Gewerbe Jnspectoren
wahrgenommenen Unzukömmlichkeiten wider die

Arbeiterversicherungsgesetze.
Circular -Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 31 . October

1901 , Z . 99826 (M .-Z . 90772/XVIII ) :
Über Anregung des k. k. Ministeriums des Innern hat das k. k. Handels¬

ministerium die sämmtlichen k. k. Gewerbe -Jnspectoren ausdrücklich angewiesen,
von nun an in jedem einzelnen von ihnen constatierten Falle eines nach
ihrer Anschauung den Bestimmungen der Arbeiterversicherungsgesetze nicht
entsprechenden Vorgehens , sofern nicht die Abstellung der gerügten Unzu-
kömmlichkeit sofort im kurzen Wege durch ihre persönliche Intervention zu
erreichen ist, die entsprechende Mittheilung an die competente politische Behörde
zu machen und in ihren Jahresberichten bei Ausführung solcher Fälle , sowohl
über die Anrufung der Behörde , als auch über den allfälligen Erfolg ihrer
Intervention zu berichten.

Behufs Erleichterung der den k. k. Gewerbe -Jnspectoren damit auferlegten
Berichterstattung wird hiemit infolge Erlasses des k. k. Ministeriums des
Innern vom 19 . October 1901 , Z . 38305 , allen zur Besorgung der Staats¬
aufsicht Uber die » ach dem Krankenverficherungsgesetze eingerichteten Krankeu-
cafsen berufenen politischen Bezirksbehörden zur Pflicht gemacht , in allen Fällen,
in welchen sie von den Gewerbe -Jnspectoren solche Mittheilungen erhalten,
die auf Grund dieser Mittheilungen getroffenen Verfügungen den betreffende»
Gewerbe -Jnspectoren zur Kenntnis zu bringen.

Am zweckmäßigsten wird dies durch Übermittlung der betreffenden Amts¬
schriften >m Einsichtswege geschehen.

18 .
Hanfierverbot im Gebiete der Stadt Szombathely

(Steinamanger ) im Comitate Vas.
Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 4 . November 1901,

Z . 95193 (M .-Z . 91839 sx 1901 ) :
Laut Miltheilung des k. Ungar . Handelsministeriums vom 3 . September

1901 , Z . 56871 , wurde die Ausübung des Hausierhandels im Gebiete der Stadt
Szombathely (Steinamanger ) im Comitate Vas unter Aufrechthaltung der im
§ 17 der bestehenden Hausiervorschriften und in den diesen Paragraphen er¬
gänzenden nachträglichen Verordnungen den Bewohnern gewisser Gegenden
gewährten Rechte verboten.

Hievon werden über Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom
6 . October 1901 , Z . 38031 , alle k. k. Bezirkshauptmannschaften , der Wiener
Magistrat und sämmtliche magistratischen Bezirksämter , die Stadträthe in
Wiener -Neustadt und Waidhofen a. d. I )bbs und die n .-ö. Handels - und Ge¬
werbekammer in Kenntnis gesetzt.

1».
Errichtung einer landwirtschaftlich -bacteriologischen

und Pflanzenschutz -Station in Wien.
Kundmachung des Ackerbauministeriums vom 31 . October 1901,

R .-G .-Bl . Nr . 181:
Seine k. und k. Apostolische Majestät haben mit Allerhöchster Entschließung

vom 18 . Mai 1901 das nachstehende Statut allergnädigst zu genehmigen

der k. k. landwirtschaftlich -bacteriologischen und Pflanzenschutz- Station
in Wien.

8 1-
Die k. k. landwirtschaftlich -bacteriologische und Pflanzenschutz -Station ist

eine in fachlicher Beziehung selbständige , administrativ aber mit der landwirt-
2*
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schaftlich -chemischen Versuchsstation in Wien vereinigte Anstalt , deren Aufgaben
die folgenden find:

Das Studium der für die Landwirtschaft im allgemeinen nützlichen und
schädlichen Mikroorganismen — insbesondere der Bactcriologie des Bodens,
des Düngers und der Pflanzen in ihrem Gesammtumfange — sowie der für
die Culturpflanzen pathogenen Mikroorganismen.

Die Erforschung der Lebensbedingnngen der thierischen und pflanzlichen
Schädlinge der Culturpflanzen und die Gewinnung von Grundlagen für eine
planmäßige Bekämpfung derselben , sowie das Studium der Nützlinge ans dem
Thier - und Pflanzenreiche , insbesondere der thierischen und pflanzlichen Feinde
der Schädlinge.

Die Herstellung von Präparaten zur Vertilgung von Cultnrschädliugen
(z. B . Mäusetyphusculturen u . dgl .) , dann die Herstellung und Vermehrung
von Culturen oder Knöllchenbacterien , Fermentbacterisn und anderer land¬
wirtschaftlich wichtiger Mikroorganismen.

Die Erforschung und Bekämpfung solcher Pflanzenkrankheiten , die durch
anorganische Einflüsse , wie z. B . Rauch und Hüttengase , Frost u . dgl . hervor¬
gerufen werden.

Die Sammlung , Sichtung und Veröffentlichung statistischen Materiales
über das Auftreten der wichtigsten Pflanzenkrankheiten und Culturschädlinge
im In - und Auslande , sowie die rechtzeitige Warnung der Landwirtschaft vor
denselben und die Bekanntgabe von Vorbeugungsmitteln.

Die Verbreitung der Ergebnisse der einschlägigen Forschungen mittels
Wort und Schrift , die Ertheilung von Rath , Belehrung und Auskünften an
Interessenten , sowie die Einübung letzterer , dann fachliche Informationen für
das Ackerbauministerium und für andere Behörden nach den vom Ackerbau¬
ministerium zu gebenden allgemeinen Direktiven.

Die Ausführung von bakteriologischen , mhkologischen und mikroskopischen
Untersuchungen im landwirtschaftlichen Interesse , sowie die Ermittlung der
Ursachen von Pflanzenkrankheiten und Culturschädigungen.

8 2.
Die Station kann sich mit Genehmigung des Ackerbauministeriums mit

anderen Anstalten , die ähnliche Zwecke verfolgen , behufs gegenseitiger fachlicher
Unterstützung in dauernde Verbindung setzen. Derartigen Anstalten , denen
insbesondere die Aufgabe zufällt , fortlaufend über das Auftreten von Pflanzen¬
krankheiten und Culturschädliugen an die Station zu berichten und als locale
Auskunftsstellen zu wirken , sowie die Leitung oder Beaufsichtigung der Maß¬
regeln zur Bekämpfung von Pflanzenkrankheiten oder Culturschädliugen in
ihrem Rayon zu übernehmen , steht das Recht zu , sich „ Auskunftsstellen für
Pflanzenschutz des k. k. Ackerbauministeriums " zu neunen und sich jederzeit
bei der Station in Wien kostenlos Rath und Auskunft einzuholen.

Ferner kann die Station einzelne geeignete Personen mit der fort¬
laufenden oder fallweisen Berichterstattung über das Auftreten von Pflauzen-
krankheiten oder Culturschädigungen an die Station betrauen.

Solche Personen können sich, solange ihr Verhältnis zur Station fort-
daucrt , „ Berichterstatter der landwirtschaftlich -bacteriologischen und Pflanzen¬
schutz-Station in Wien " nennen . Die Pflichten und Rechte dieser zur Mit¬
wirkung herangezogenen Anstalten und Einzelpersonen (Auskunftsstellen und
Berichterstatter ) werden durch eine besondere Instruction festgestellt.

A3-
Das Personale der landwirtschaftlich -bacteriologischen und Pflanzenschutz-

Station besteht ans dem Vorsteher der Anstalt und auS den erforderlichen
Hilfskräften an Adjuncten , Assistenten und Laboranten.

Der Vorsteher steht in der VII . , die Adjuncten stehen in der IX . und
die Assistenten in der X . Rangclasse . Die Laboranten beziehen den für Diener
gesetzlich normierten Jahresgehalt nebst der Activitätszulage.

Das gesammte Personal wird vom Ackerbauministerium ernannt.
Der Vorsteher kann vom Ackerbauministerium ermächtigt werden , Volontäre,

welche die ihnen zugewiesenen Arbeiten ohne Bestallung leisten und in keinem
Dienstverhältnisse zur Station stehen , aufxunehmen , sowie auch fachlichen
Interessenten gegen eine bestimmte Gebür Arbeitsplätze , Utensilien und Con-
sumtibilien der Anstalt bebufs Durchführung der von ihnen beabsichtigten
Arbeiten oder zur Einübung anzuweissn.

8 4.
Die Pflichten und Befugnisse des Personales der Station werden durch

eine besondere Instruction festgestellt.

8 5.
Die Gebüren , welche für ausgeführte Arbeiten (Z 1) , sowie für die

Benützung von Arbeitsplätzen (Z 3) an die Station zu entrichten find , werden
durch einen besonderen Tarif festgesetzt.

8 6.
Die Station ist berechtigt , über die in ihrem Wirkungskreise (Z 1) von

ihr vorgenommenen Untersuchungen und Prüfungen (Analysen ) Urkunden
ausznstellen . Diese Urkunden bedürfen zu ihrer Giltigkeit der Fertigung durch
den Vorsteher oder dessen Stellvertreter und der Beidrückung des Stations-
sieqels.

§ ?-
Die Art der Veröffentlichung der wissenschaftlichen Ergebnisse aus den

Arbeiten der Station tvird vom Ackerbauministerium bestimmt-

20 .
Förderung der heimische » Industrie.

Circular -Erlass der k. k n .- ö. Statthalterei vom 30 . Oktober
1901 , Z . 99112 (M .-D .-Z . 3055 ) :

Die im In - wie Auslande gegenwärtig herrschende ungünstige Conjunctur
hat viele inländische Industrien in eine umso misslichere Lage versetzt, als
die heimischen Prodnctionsbedingungen in mancher Hinsicht gegenüber dem
Auslande ungünstigere sind . Der Druck dieser Verhältnisse macht sich ins¬
besondere für unsere Maschinenindustrie geltend , so dass sich eine Reihe größerer
Maschinenfabriken bereits gezwungen sah , einen Theil ihrer Arbeiter zu ent¬
lassen und die Arbeitszeit (und damit natürlich auch die Löhne ) der übrigen
zu restringrieren . Biele dieser Unternehmungen — namentlich in Böhmen,
wo die Maschinenindustrie bekanntlich zur größten Entwicklung gelangt ist —
sind nur noch auf kurze Zeit mit Arbeit versorgt und werden , wenn dieselbe
beendet ist, mit weiteren Arbeiterentlassungen u . s. w . Vorgehen müssen.

Dass unter solchen Umständen jeder Verlust heimischen Absatzes an die
ausländische Concurrenz umso nachtheiliger wirkt und von den betheiligten
Kreisen umso schmerzlicher empfunden wird , erscheint selbstverständlich . Leider
haben sich in letzter Zeit wiederholt Fälle ereignet , in welchen Bestellungen
von Maschinen , Eisenconstructionen re . nicht allein von Privaten , sondern
auch von öffentlichen Organen , namentlich autonomen Verwaltungskörpern
an ausländische Firmen hintangegeben wurden . Es sollen sich sogar Fälle
ereignet haben , in welchen Lieferungen an die ausländische Concurrenz über¬
tragen wurden , trotzdem sich inländische Firmen von vornherein bereit
erklärten , die Preise der ausländischen Concurrenz zu acceptieren . Die be¬
theiligten Interessentenkreise haben denn auch nicht ermangelt , durch ihre
berufenen Vertreter beim k. k. Handelsministerium Vorstellungen zu machen
und die Intervention desselben anzurnfen . Das Ministerium des Innern hat
im Einvernehmen mit dem Handelsministerium bereits mit dem Erlasse vom
8 . Juni 1900 , Z . 17684 (intimiert mit Statthalterei -Erlass vom 10 . Juli
1900 , Z . 54108 ' (und mit dem Erlasse vom 19 . December 1900 , Z . 43521)
(intimiert an den n .- ö. Landesausschuss mit der Note vom 11 . Jänner 1901,
Z . 115746 er 1900 ) an alle Landesstellen die Aufforderung gerichtet , dahin
Einfluss zu üben , dass die autonomen Behörden und Anstalten bei Deckung
ihres Bedarfes unter sonst gleichen Verhältnissen in Bezug auf Preis , Güte
und Lieferzeit grundsätzlich Erzeugnisse der heimischen Industrie bevorzugen.

Indem die im vorstehenden angeführten Verhältnisse der besonderen
Aufmerksamkeit der unterstehenden Behörden und Organe empfohlen werden,
werden die letzteren infolge des im Einvernehmen mit dem Herrn Minister-
Präsidenten als Leiter des Ministeriums deS Innern ergangenen Erlasses
des Handelsministers vom 15 . Oktober 1901 , Z . 48062 , auf das Eindringlichste
angewiesen , dahin zu wirken , dass bei Vergebung von Lieferungen und Arbeiten
in erster Reihe die heimische Industrie berücksichtigt , jedenfalls aber der Bedarf
von Staatsbehörden und - Anstalten — unter sonst gleichen Verhältnissen in
Bezug auf Lieferzeit , Güte und Preis , bei welch letzterem Momente auch die
schwierigeren Productionsbedinguugen des Inlandes thuulichste Berücksichtigung
zu finden hätten — durch Erzeugnisse des Inlandes gedeckt werde.

In keinem Falle sollten vor der beabsichtigten Vergebung an eine aus¬
ländische Firma Verhandlungen mit den inländiichen Offerenten unterlassen
werden.

Besonderer Wert ist ferner darauf zu legen , dass auch in solchen concreten
Fällen , in welchen staatliche Organe nicht direct selbst als Besteller in Betracht
kommen , seitens derselben bei Genehmigung der Errichtung oder Erweiterung
von Betriebsanlagen rc . die gleichen Grundsätze der thunlichsten Beachtung
empfohlen werden.

Dieser Erlass ergeht an sämmtliche k. k. Bezirkshauptmannschaften in
Riederösterreich , an die Herren Bürgermeister in Wien , Wiener -Neustadt und
Waidhofen an der Adbs und an die k. k. Wiener Pvlizei -Direction mit dem
Bemerken , dass seitens des Herrn Handelsministers bereits auch an alle
autonomen Landesbehörden ein analoges Ersuchen gerichtet worden ist.

21 .
Die Ärzte des Wiener Stadtphysikates « ud die bei
den magistratischen Bezirksämter » fungierenden
städtischen Bezirksärzte sind ärztekammerpflichtig.

Erlass der k. k. u .-ö. Statthalterei vom 7 . November 1901,
Z . 97773 (M .-Z . 94286/VIH sr 1901 ) :

Mit der hierämtlichen Entscheidung vom 9 . April 1901 , Z . ,27483 , ist
das Ansuchen des Wiener Stadtphysikates um Befreiung der Arzte dieses
Physikates und der bei den magistratischen Bezirksämtern fungierenden
städtischen Bezirksärzte von der Verpflichtung zum Beitritte zur Wiener Ärzte¬
kammer unter Hinweis aus den Wortlaut des Z 15 des Gesetzes vom
22 . December 1891 , R .-G .- Bl . Nr . 6 er 1892 , zurückgewieseu worden.

Dem dagegen eingebrachten Recurse der Stadtphysiker Dr . Löffler
und Dr . Schmid  in Wien hat das k. k. Ministerium des Innern laut
Erlasses vom 16 . October 1901 , Z . 21049 , aus de» Gründen der ange¬
fochtenen Entscheidung keine Folge gegeben.
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22 .
Trennung des Steuer - und Wahlcatafters vom

Steueramte.
Zufolge Gemeinderaths -Beschliisses vom 22 . October 1901 , Z . 12235,

wurde der bisherige Steuer - und Wahlcataster aus seinem Abhängigkeitöver-
bältnifse gegenüber dem Steueramte losgelöst und als Hilfsamt unter dem
Titel : „ Central -Wahl - und Steuercataster ' unmittelbar dem Magistrate unter¬
geordnet . (M .-Z . 83379/XVIl .)

:
23 .

Borlage von Gesuchen wegen Herstellung von Erker
anlagen an den Stadtrath.

Der Wiener Stadtralh hat anlässlich eines Falles augeordnet , dass Ge¬
suche um die Bewilligung zur Herstellung von Erkeranlagen ebenso wie jene
um Bewilligung zur Herstellung von Risaliten und Thorportalen (siehe den
Stadtraths -Beschluss vom 17 . Februar 1899 , Z . 1293 ex 1899 , Amtsblatt,
Beilage „ Gesetze und Verordnungen " Nr . IV , Seite 35 ), im Falle bei der
Realität eine Grundabtretung für Straßenzwecke erforderlich ist, dem Stadt-
rathe nur dann zur Beschlussfassung vorgelegt werden dürfen , wenn bezüglick
der Schadloshaltung für den abzntretenden Grund ein Übereinkommen bereits
zustande gekommen ist. (M .-Z . 47565/IX .)

ZNagPial:
24

Hilfsarbeitcrinnen im Damenkleidermachergewerde.
Erlass des Magistrals -Direckors Pr eyer  vom 15 . Oktober

1901 , M .eD .-Z . 2811 :
Mit dem Magistrats -Directions -Erlosse vom 7. April 1898 , M .-D .-Z . 333,

abgcdruckt im Amtsblatts der Stadt Wien ex >893 , Beilage „ Verordnungen ' rc.,
Seite 28 , wurde die Anordnung getroffen , dass bei der Ausfertigung von
Arbeitsbüchern an Absolventinnen von Privat -Lehranstalten für Maßnehmen,
Schnittzeichnen und Kleidermachen in dieRnbrik „Beschäftigung " die Bezeichnung
„Hilfsarbeiterin im Damenkleidermachergewerde " einznsetzen ist.

Da diese Anordnung nickt durchgehends befolgt wird , sehe ich mich ver¬
anlasst , dieselbe zur genauen Danachachtnng in Erinnern - g zu bringen , füge
jedoch bei , dass die erwähnte Bezeichnung nur dann zu wählen ist, wenn der
Besuch eines mindestens einjährigen Cnrses an einer einschlägigen Privat Lehr¬
anstalt nachgewiesen erscheint.

25 .

Parcelliernngs - und Grundabtheilungspläne.
Erlass des Magistrats -Directors Pr eher  vom 17 . Oclober

1901 , M .-Z . 82967/IX , an das Stadtbauamt:
Das Stadtbauamt hat bisher die ihm zur Berichterstattung Angestellten

Grundabtheilungspläne , falls nach seiner Ansicht gegen die Abtheilung kein
Ansland obwaltete , gemäß dem Magistrats -Decrete vom 19 . Jänner 1889,
Z . 72605 , mit der Clausel versehen:

„Vom Stadtbauamte geprüft und den Bestimmungen der Bauordnung
für Wien entsprechend befunden ."

In einem speciellsn Falle , in dem der Stadtrath die Bewilligung zu
einer Parcellierung entgegen dem Anträge des Magistrates verweigerte , hat
sich nun die Partei in ihrem Recnrse auf jene Clansei berufen , die sich auf
den ihr znrückgestellten Plänen befand , und ans der sie abzuleiten versucht,
dass eine Abweisung des Parcelliernngsgesuches gar nicht zulässig sei, weil ja
eben die Pläne nach dem Wortlaute der Elausel de» Bestimmungen des Ge¬
setzes entsprechen.

Um derartige Berufungen für die Zukunft anszuschließen , und da die
Clausulierung durch das Stadtbanamt lediglich interne Bedeutung besitzt,
demnach die Möglichkeit einer Verwechslung derselben mit der vom Magistrale
beiznsctzendeii Genehmigungsclanfel hintanznhalten ist, wird das Sfadtbanamt
angewiesen , in Hinkunst den als entsprechend befundenen Grundabrhellnngs-
plänen und -Tabellen die Clausel beizusetzen:

„Zur B .-A .-Z . in der Amtshandlung des Stadtbanamtes ge¬
standen.

Wien , am . "

Dieselbe Clausel ist in Zukunft auch auf jenen Plancopien anzubringen
deren Beglaubigung durch den Magistrat gewünscht wird.

Der Umstand , dass Abtheilungspläne und -Tabellen den gesetzlichen Be¬
stimmungen entsprechen , beziehungsweise dass Plancopien mit den Originalen
übereinstimmen , ist in den bezüglichen Berichten an den Magistrat ausdrücklich
zn bestätigen.

2«.
Behandlung der Eingaben der städtischen Bediensteten

anlässlich ihrer Militärdienstpflicht.
Erlass des Magislrats -Dircclois Preyer  vom 21 . October

1901 (M .-D .-Z . 28891:
Ich habe wiederholt die Wahrnehmung gemacht , dass die Eingaben der

der bewaffneten Macht angehörigen städtischen Bediensteten , in welchen die
Einberufung zur activcu Militärdienstleistung , militärischen Ausbildung oder
Waffenübung zur Kenntnis gebracht und allenfalls um Belastung der Bezüge
gebeten wird , nicht gleichmäßig behandelt werden.

Um diesfalls eine einheitliche Amtshandlung herbeizuführcn und a »f-
getanchte Zweifel zu beseitigen , sehe ich mich veranlasst , den hierämtlichen , in
Übung stehenden Vorgang zur allgemeinen Danachachtung mitzulheilen.

In dieser Frage hat man zunächst zu unterscheiden , ob es sich:
1. um städtische Beamte einschließlich der Praktikanten und Aspiranten oder
II . um Diurnisten und sonstige provisorische städtische Angestellte (Aus¬

hilfsdiener , Feuerwehrleute u . s. w .) handelt.

Weiters sind folgende Unterscheidungen zu machen:
I . 1. Beamte , Praktikanten und Aspiranten , welche zur (achtwöchent-

lichen) militärischen Ausbildung oder zu einer Waffenübung einberufen werden,
bedürfen keines Urlaubes , sondern haben nur die schriftliche Anzeige von ihrer
Einberufung unter Citierung der Daten der Einberusungskarte (welche der
Anzeige nicht beizulegen ist) und unter Bekanntgabe des Einrnckungstermines
im Dienstwege zu erstatten.

In diesem Falle bleiben die Bezüge aufrecht , ohne dass ein diesbezügliches
Ansuchen zu stellen ist.

2 . Haben städtische Beamte , Praktikanten oder Aspiranten zur ein -, zwei-
oder dreijährigen activen Militärdienstleistniig einzurvcken , so haben sie ebenfalls
bloß eine Anzeige wie im früheren Falle zn erstatten.

Die Belastung der Bezüge ist hier von einem besonderen Ansuchen ab¬
hängig , dessen Befürwortung nach der gegenwärtigen Übung nur dann erfolgt,
wenn der Gesnchsteller , nach den im Wege der Bezirksvorsteher zu pflegenden
Erhebungen über die Familien - und Bermögensverhältniste , berncksichtigungs-
würdig erscheint.

In diesem Falle wurde bisher von Hieramts für die Dauer des ein¬
jährigen Präseuzdienstes als Einjährig -Freiwilliger die Belastung des halben
Gehaltes (ohne Quartiergcld ) , beziehungsweise des halben Adjutums , bei
längerer Militärdienstleistnng nur die Gewährung eines monatlichen Süllen»
tationsbeitragcs non 20 X beim Stadtrathe in Antrag gebracht ; in Hinkunft
wäre jedoch auch ein Sustenlationsbeilrag nicht mehr zu beantragen.

Xä II . Diurnisten oder sonstige provisorische städtische Bedienstete , welche
die (achtwöchentliche ) militärische Ausbildung oder eine Waffenübnng ableisten
müssen , haben um den erforderlichen Urlaub im Dienstwege anznsnchen , und
ist bei Behandlung dieser Gesuche die bei der Magistrats -Directwn in Gebrauch
stehende, zur Vorlage an den Herrn Bürgermeister bestimmte Drncksorte mit
den erforderlichen Abänderungen allgemein zu verwenden.

Ein etwaiges Ansuchen um Belastung des Taggeldes für diese Zeit ist
abgesondert zu stellen und es kann , wenn es sich nm eine militärische Dienst¬
leistung bis zn vier Wochen handelt , der Fortbezug des ganzen Taggeldcs
beim Stadtrathe beantragt werden.

2 . Falls sich jedoch die militärische Dienstleistung auf mehr als vier
Wochen bis höchstens acht Wochen erstrecken sollte , io wäre der Fortbezng
des halben und ganzen Taggeldes nur nach dem Ergebnisse der durch die
Bezirksvorsteher gepflogenen Erhebungen in besonders rücksichtswürdigen
Fällen beim Stadtrathe in Antrag zu bringen.

In beiden Fällen ist in den Antrag an den Stadtrath die Bemerkung
aufzunehmen : „ unter der Voraussetzung der Bewilligung des angesuchten
Urlaubes " .

3 . Wenn provisorische Bedienstete auf länger als acht Wochen zur
militärischen Dienstleistung einoernfen werden , so ist ein Urlaub selbst nicht
gegen Carenz des Taggeldes in Antrag zn bringen , es sind die Betreffenden
vielmehr , falls sie nichi selbst auf ihre Stelle verzichten , von amtswegen ihres
Dienstes zu entheben.

Als Grundsatz hat bei B .fürwortung des Fortbeznges des ganzen oder
halben Gehaltes , Adjutums oder Taggeldes zu gelten , dass der Gesuchsteller
mindestens seit Jahresfrist ununterbrochen im Dienste der Gemeinde Wien
stehen muss.

Bei diesem Anlässe ersuche ich die sämmtlichen Herren Amtsvorsteher
die Veranlassung zn treffen , dass alle städtischen Angestellten , welche zu ein-
jähriger oder längerer activen Militärdienstleistniig einznrücken haben , die
Anzeige hievon bereits sechs Wochen vor dem voraussichtlichen Beginne dieser
Dienstleistung erstatten.
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27

Bekanntgabe aller wichtigen Entscheidungen,
Normativ Bestimmungen re. an die Schriftleitnng

des Amtsblattes.

Erlass des Mugistrats -Directors Pr eher  vom 23 . October
1901 , M .-D .-Z . 2925:

Nach den Stadt , aths - beziehungsweise Gemeinderaths -Beschlüssen über die
Herausgabe des Amtsblattes der Stadt Wien , St .-Z . 801 und G .-R .-Z . 596
ex 1891 , haben die städtischen Ämter alle nicht vertraulich zu behandelnden
Entscheidungen und Verfügungen von grundsätzlicher Bedeutung oder besonderer
Wichtigkeit der Schriftleitnng des Amtsblattes der Stadt Wien behufs Auf¬
nahme in die monatlich erscheinende Beilage „ Gesetze, Verordnungen rc. " zu
übergeben.

Da diese Vorschrift nicht durchwegs gehandhabt wird , bringe ich dieselbe
zur genauen Danachachtung in Erinnerung und mache bei diesem Anlasse
auch darauf aufmerksam , dass nach dem hierämtlichen Erlasse vom 20 . October
1897 . M .-D .-Z . 269t (abgedrnckt im Amtsblatle ex 1897 , Beilage „ Gesetze,
Verordnungen rc ." , Seile 108 ), die betreffenden Schriftstücke nicht von der
Schriftleitnng des Amtsblattes , sondern von den Absendern mit entsprechenden
Überschriften , unter welchen die Veröffentlichung im Amtsblatts erfolgen soll,
zu versehen sind.

28.

Überwachung des Zustandes des Straßeiipflasters.
Erlass des Magistrats -Directors Pr eher  vom 8 . November

1901 (M .-D .-Z . 3018 ) :
Der Herr Bürgermeister hat unterm 31 . October 1901 znr Z . 13028

nachstehenden Erlass an mich gerichtet:
„Der Zustand des Straßenpflasters ist leider an vielen Stellen des

Wiener Gemeindegebietes noch immer ein keineswegs klagloser.
Indem ich unter einem an die Herren Bezirksvorsteher und den Herrn

Verwaltungs -Director der „ Gemeinde Wicn — städtische Gaswerke " ent¬
sprechende Weisungen erlaffe , ersuche ia , auch Sie . Herr Magistrals -Director,
mit allem Nachdrucke darauf hinzuwirken , dass der Zustand des Straßen¬
pflasters unausgesetzt überwacht und die lheils der Gemeinde , lheils staat¬
lichen oder privaten Unternehmungen obliegenden Herstellungen unverweilt
und in klagloser Weise zur Ausführung gelangen.

Ich ersuche sohin Euer Wohlgeborcn , dahin zu wirken , dass dem vor¬
stehenden Erlasse vollinhaltlich und genauest entsprochen werde , mache Sie
hiefür persönlich verantwortlich und weise Sie an , städtische Angestellte , welche
sich bei der ihnen obliegenden Nachsichtspflege über den Zustand der Gemeinde¬
straßen eine Lässigkeit zu Schulden kommen lassen , unnachsichtlich zur Ver¬
antwortung zn ziehen . "

2 «.
Neue GeschäftscinLhcilnug und Geschäftsordnung für

den Magistrat.
Erlass des Magistrats -Directors Preyer  vom 13 . November

1901 , -rä M .-D .-Z . 2546 ox 1900:

An die sämmtlichen Herren Amtsvorsteher.
Der Herr Bürgermeister hat über Antrag der Magistrats -Direction am

19 . October 1901 ack M .-D .-Z 2546 ex 1900 eine neue Geschäftseintheilung
und Geschäftsordnung für den Magistrat festgesetzt, welche, insofern sie den
übertragenen Wirkungskreis und insbesondere den Wirkungskreis als Politische
Behörde I . Instanz betrifft , mit dem Erlasse des Herrn k. k. Statthalters vom
12 . November 1901 , Z . 101511 , bestätigt wurde und mit 1. Jänner 1902 in
Kraft treten wird.

In der Anlage erbaltcn Euer Wohlgeboren die erforderliche Anzahl von
Exemplaren dieser Geschäslseintbeilung und Geschäftsordnung *) zur Kenntnis¬
nahme und Miltheilung an das zugetheille Personale mit nachstehenden Be¬
merkungen zugemittelt:

Der vorliegenden Reform liegt das Bestreben zugrunde , durch ein¬
greifende Gcschäftsvereinfachungen den Geschäftsgang beim Magistrate , welcher
den heutigen Anforderungen nicht mehr entspricht , von überflüssigem Forma¬
lismus zu befreien , alle entbehrlichen Schreib - und Manipulationsgeschäfte zu
beseitigen , endlich die Kanzleibeamten in stärkerem Maße als bisher zu selb¬
ständigen Arbeiten heranzuziehen.

Zugleich tritt — insbesondere wegen der Auflassung des Central - Ein-
reichungs -Protokolles — an Stelle der heutigen , nicht systematischen Geschästs-
eintheilung eine streng fachliche Gliederung der Magistrats -Abtheilungen , so
zwar , dass es Beamten und Parteien ohne Schwierigkeit möglich fft, ein
Geschäftsstllck ressortmäßig anhängig zn machen und aiiszufinden.

Was das System der neuen Geschäftseintheilung betrifft , so beginnt
die Reihenfolge der neuen Magistrals -Abthrilungen (bisher Departements
genannt ) mit der Abtdeilung für Nechts -Angelegenheiken ; sohin folgen die
Abtkeilungen II bis XV für die Agenden des selbständigen Wirkungskreises in
der laut Z 46 des Wiener Gemeindestatutes bestimmten Reihe ; hieran schließen

*) Siche Beilage zu dieser Nummer der „ Gesetze, Verordnungen rc ."

sich die Abtheikungen XVI bis XX für die Agenden des übertragenen Wirkungs¬
kreises ; als letzte der ressortmäßigen Abtheilungen erscheint die für Statistik,
deren Arbeiten sich auf die gesarnmte Geschäftsgebarung des Magistrates er¬
strecken; den Schluss bildet die Magistrals -Abtheilung XXII für alle jene
Agenden , welche nicht anderwärts zugew -.esen sind , insbesondere für Amts-

i bebürfuisse ; diese Abtheilung ist zugleich Anskunstsstelle , deren Schaffung mit
, Rücksicht auf die Auflassung des Haupt -Tinreichungs -Protokolles nolhwendig

erschien.
! In Betreff der Oberleitung der Magistrats -Ab,Heilungen V, VI und VIl

durch den Vorstand der Magistrats -Abtheilung V, dann der Magistrats - Ab-
theilungen XI , XII und XIII durch Herrn Magistrats -Vice - Director Dr . W e is-
kirchner , bleiben die bisherigen Bestimmungen aufrecht.

! Hinsichtlich der neuen Geschäftsordnung bemerke ich Folgendes : Dieselbe
will nicht eine vollkommen erschöpfende Vorschrift über die formelle Geschäfts-

^ behaudlnng geben ; sie verweist im Einklänge mit H 101 des Gemeindestatutes
! auf die für das Verfahren der politischen Bezirksvehörden bestehenden Bor-
i schifften , regelt jedoch innerhalb dieses Rahmens in viel umfassenderer Weise,
i als die bisherige , eine Reihe die currente Geschäftsführung betreffender Fragen

und behandelt sehr eingehend die in den W 96 und 98 des Gemeindestatutes
! vorgesehene kollegiale Geschäftsbehandlung unter Beschränkung derselben auf
^ Fälle von besonderer Wichtigkeit oder grundsätzlicher Bedeutung.
! Bezüglich der Behandlung der bis 31 . December 1901 in den Magistrats-
, Departements angehörigen Geschäftsstücke haben die nachfolgenden Übergaugs-
i bestimmungeu zu gelten.

Hinsichtlich der Behandlung jener Geschäftsslücke , welche aus der Agende
j eines Magistrats -Departements entfallen werden , ersuche ich die Herren De-
^ partementleiter , eine Instruction , getrennt nach Materien , behufs Über-
! mittlung an die zuständigen Magistrats Abtheilungen auszuarbeite » und dieselbe
! unter Anschluss der allenfalls hiebei in Gebrauch stehenden Drucksortcn z„ -
! verlässig bis 7. December 1901 der Magistrats Directiou vorzulegen.

Die Herren Bezirksamtsleiter erhalten gleichzeitig die zur Bearbeitung
der neu decentrali, "irrten Agenden erforderlichen Informationen und Behelfe
zugemittelt ; es sind die nachfolgenden , im Abschnitte L der Geschäftseintheilung
angeführten Agenden:

1. Amtshandlung , betreffend Pauschalierung und Nachsicht des Musik¬
impostes (Gruppe I , Punkt 1).

2 . Brandschadenveisicherung für die nicht unter centraler Verwaltung
stehenden städtischen Häuser (Gruppe II , Punkt >) .

3 . Verhandlungen wegen Herstellung von Schieneugeleisen über das
Trottoir (Gruppe IV , Punkt 4 ).

4. Bewilligung von Wasserläufen in öffentliche Gewässer , wenn diese
Wafferläufe nicht das Gebiet mehrerer Bezirke durchziehen (Gruppe IV,
Punkt 6) .

5 . Enthebung der Markt - und Schlachtgebüren (Gruppe VI , Punkt 4 ) .
6 . Handhabung des Rinderpestgesetzes (Gruppe VI , Punkt 5 ).
7 . Lebensrettungstaglien und Prämien für Bergung von Leichen

(Gruppe VII , Punkt 4).
8 . Straßengrundübernahm - in den Bezirken X bis XIX (Gruppe IV,

Punkt 5) .
9 . Entscheidung über das gesetzliche Religionsbekenntnis von Kindern,

insbesondere von solchen im schulpflichtigen Alter (Gruppe XI , Punkt 27 ) .
Ich spreche die zuversichtliche Erwartung aus , dass sich die städtischen

Beamten dem Studium der neuen Geschäftseintheilung und Geschäftsordnung
eifrig widmen und im Sinne und Geiste der vorliegenden Reform wirken
werden.

Die neue Geschäftsordnung soll frisch Pulsierei,des Leben in den vielfach
veralteten und schleppenden Geschäftsgang des Magistrates bringen ; die ein-
geführken Geschäftsvereinfachungen dürfen nicht todter Buchstabe bleiben , die
Beamtenschaft wird daher eine durchgreifende Änderung der Geschäftsbehanblung
im Sinne dieser Bestimmungen eintreten lassen müssen.

Nicht unwichtig find die Angelegenheiten , welch- nach der neuen Ge-
schäftsoidnung von den städtischen Kauzleibeamteu selbstänotg durchzuführen
sind . Auf die Pflichttreue und den Diensteifer aller Kauzleiorgaue bauend,
hoffe ich zuversichtlich , dass dieselben das in sie gesetzte Vertrauen in jeder
Hinsicht rechtfertigen werden.

Schließlich bemerke ich, dass ich demnächst eine Conferenz sämmtlicher
Amtsvorstände veranstalten werde , um den Herren Amlsoorständen Gelegenheit
zu geben , in Bezug auf einzelne Bestimmungen der Geschäftsordnung An¬
fragen zu stellen , sowie um eine » einheitlichen Vorgang bezüglich der Ein¬
richtung der Ämter und der klaglosen Abwicklung der Geschäfte anzubahnen.

*
*

Übergangsbestimmungen für die Actenbehaudlung anlässlich
der neuen Geschäftseintheilung für den Magistrat.

Nach der vom 1. Jänner 1902 angefangen in Wirksamkeit tretenden
neuen Geschäftseintheilung des Magistrates werden an die Stelle der bis¬
herigen Magistrats -Departements folgende Magistrats -Ablheilungen treten,
und zwar an die Stelle des

Magistrats -Departements I
II

II l
IV

V
VI

VII

die Magistrats -Abtheilung I
XXI

II
III

V
III

VIII
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Magistrats-Departements VIII
„ „ IX
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XI
.. .. XIl
.. .. XIII
„ „ XIV
„ .. XV

„ XVI
„ XVII

.. XVIII
„ XIXa

„ „ XIXb
der Schubexpositur

die Magistrats-Abtheilung X
„ „ XIV
.. .. XV
.. ., XI

XII
„ .. XIII
.. IV
.. .. IX
.. .. XVI
,. XVII

XVIII
» .. VI

VII
„ „ XX

Rücksichtlich der Behandlung der in den Magistrals-Departements an¬
hängigen Acten finde ich nunmehr folgende Verfügungen zu treffen:

I . Sollte sich bei dem Vergleiche des bisherigen Geschäftsbereiches eines
Magistrats-Departements mit dem Geschäftsbereiche der an seine Stelle tretenden
Magistrats-Abtheilung ergeben, dass gewisse Agenden zu entfallen haben, so
ist zu trachten, dass die anhängigen Geschäftsslücke dieser Art noch vor dem
I . Jänner 1902 ihre Erledigung finden. Insoweit dies aber nicht möglich ist.
find solche Acten an die zugehörige Magistrats-Abtheilung mittels Actenver-
zeichnisses abzutreten, und es ist dies im Geschäftsprotokolle zu vermerken;
die abgetretenen Acten werden in der zugehörigen Magistrats-Abtheilung neu
protokolliert.

2. Bei einzelnen Ämtern, insbesondere Sachverständigen- und Hilfs¬
ämtern, bis l . Jänner 1902 unerledigt gebliebene Acten der Departements
sind mit der schriftlichenÄußerung an jene Magistrats-Abtheilung abzugeben,
welche an die Stelle desjenigen Magistrats-Departements getreten ist, ans dem
das Geschäftsstück herstamint. damit das Nncklangen vermerkt und die weitere
Amtshandlung, eventuell Abtretung an die nach der neuen Geschäftseintheilung
zuständige Magistrats-Abtheilung von dort aus veranlasst wird.

3. Die in einer Magistrats-Abtheilung verbleibenden Acten des derselben
entsprechenden Magistrats-Departementssind unter der bisherigen Magistrats¬
zahl fortznführen, nur ist in Ausfertigungen neben die Departementnnmmer
in einer Klammer die Abtheilnngsnnmmec zu setzen, z. B. M.-Z 66219 XV.
(Abth. IX.) Diese Acten sind nach ihrer Enderledigung an die Hauptregistratur
abzugeben.

4. Die Geschäftsprotokolle und Jndices eines Magistrats-Departements
haben in jener Magistrats-Abtheilung zu verbleiben, welche an die Stelle eben
dieses Departements getreten ist; nur die im Magistrals-Departement XVII
abgesondert geführten Jndices über Wahl-, Privilegien- und Mnsterschutz-
Angelegenheiten sind an die Magistrats-Abtheilung XIX abzugeben.

5. Amtsbehelfe und Drucksorten sind bei jenen Magistrats-Abtheilungen
zu belassen, beziehungsweise an jene abzugeben, in deren Geschäftsbereichesie
vorzugsweise Verwendung finden werden.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Laudes¬
gesetzblatte für Österreich »uter der Enns im Jahre

1601 publicierten Gesetze und Verordnungen.
Reichsgesehblati.

Nr . 158 . Verordnung dcs Handelsministeriums im
Einvernehmen mit dem Finanzministerium vom 21 . Sep¬
tember 1901 , betreffend die Erhöhung der Anmeldegebür für Patente.

Nr . 150 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 8. October 1901 , betreffend die Errichtung einer mit den
Befugnissen eines Nebcnzollanites II . Classe ausgestattetcn Zollexpositur in
Gebirgs-Neudorf.

Nr . 160 . Kundmachung dcs Eisenbahnministerinms
vom 8. October 1901 , betreffend die Ergänzung der Concessions-
nrkunde vom 31. Juli 1898, R.-G.-Bl. Nr. 139, für di- Localbahn Krakau—
Kocmyrzdw.

Nr . 161 . Kundmachung des Eisenbahnministerinms
vom 8. October 1901 , betreffend die Ergänzung der Allerhöchsten
Conccssionsurkunde vom 25 . September 1895 , R .-G .-Bl . Nr . 161 . für die
Eisenbahnen Luzian - Zaleszczyki , Hliboka —Serelh , Nadautz — Frassin (Brodina ),
Nepolokoutz — WiLnitz und Jtzkany —Suczawa.

Nr . 162 . Verordnung des Handelsministeriums
im Einvernehmen mit den Ministerien des Innern
und der Finanzen vom 27 . September 1901 , betreffend
die Herabsetzungd>r Höbe der Stamme,nlage im Anweisungs- (Check- und
Clearing-) Verkehre des Postiparcassenamtcs*)

Nr . 163 . Verordnung des Handelsministeriums vom
11. October 1901 , betreffend die Errichtung einerk.k. Direktion für den
Bau der Wasserstraßen und die Beistellung des Wasserstraßen-Beirathes.*)

Nr . 164 . Kundmachung des Handelsministeriums
vom 4 . October 1901 , betreffend die nähere Beschreibung(sammt
Zeichnung) der Waffermesscr-Type XXXIV und der Elektricitätszähler-Typen
XIII, XIV, xiv -t und XVI.

Nr . 165 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 25 . September l90l , betreffend Erweiterung der Bollzngs-
besugnisse des k. k. Nebenzollamtes Niedereinsiedel(zu Seebnitz in Sachsen).

Nr . 166 . Concessionsnrkundevom 9. October 1901
für die schmalspurige Localbahn von Gmünd nach Groß-Gerungs.

Nr . 167 . Kundmachungdes Handelsministeriums
vom 18. October 1901 , betreffend die definitiveZulassung der Elektri-
citätszähler-Type XXIV sammt Nebenformen zur aichamtlichen Beglaubigung.

Nr . 168 . Vierter Nachtrag zur Bollzugsoorschnft zum
II . Hauplstücke des Gesetzes vom 25. October 1896, R.-G.-Bl. Nr. 220,
betreffend die directen Personalsteneru.

Nr . 160 . Verordnung des Finanzministeriums vom
2b . October 1901 , betreffend die Anwendung der Bestimmungen des
Zuckersteuergesctzesauf einige im Handel unter der irrigen Bezeichnung
„Dextrine" vorkommenden Waren.

Nr . 170 . Verordnung der Ministerien der Finanzen
und des Handels vom 2b . October 1901 , betreffend die
Abänderung beziehungsweise Ergänzung mehrerer Bestimmungen des alpha¬
betischen Warenverzeichnisses zum Zolltarife.

Nr . 171 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 24 . October 1901 , betreffend die Bildung eines neuen Schätzungs¬
bezirkes zur Personaleinkommensteuer für den Bereich der neu errichteten Be¬
zirkshauptmannschaft Schlanders.

Nr . 172 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 24 . October 1901 in Angelegenheit der Zusammenfassung der
politischen Bezirke Sinj und Jmoski zu einem Veranlagungsbezirke der Steuer-
gesellschaft III . Erwerbstenerclasse auf Grund des Z 2 der kaiserlichen Ver¬
ordnung vom 19. Jul , 1897, R.-G.-Bl. Nr. 181.

Nr . 173 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 24 . October 1901 , betreffend Abänderungen des mit der Kund¬
machung vom 4. Oktober 1897, R.-G.-Bl. Nr. 233, verlautbarten Ver¬
zeichnisses der Schätzungsbezirke zur Personaleinkommcnsteuer.

Nr . 174 . Kundmachnng des Finanzministeriums
vom 24 . October 1901 , betreffend Abänderungen des mit der Kund¬
machung vom 4. October 1897, R.-G.-Bl. Nr. 233, verlantbarten Ver¬
zeichnisses der Schätznngsbezirke zur Personaleinkommensteuer.

Nr . 175 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 25 . October 1901 , betreffend die Bildung eines Personalein¬
kommensteuer- Schätzungsbezirkes für den Stadttheil Lieben der königlichen
Hauptstadt Prag.

Nr . 176 . Kundmachung des Eisenbahnministerinms
vom 28 . October 1901 , betreffend die Erstreckung der Baufrist für
die Eisenbahn Görz—Haidenschaft.

Nr . 177 . Verordnung des Justizministeriums vom
28 . October 1901 , betreffend die Richteramtsprüfungen.

Nr . 178 . Verordnung des Justizministeriums vom
30 . October 1901 , betreffend die Verlegung des Amtssitzes des Be¬
zirksgerichtes Risano in Dalmatien.

Nr . 170 . Verordnung der Ministerien des Innern,
des Handels und der Finanzen vom 1. November 1901,
betreffend die Aufhebung des mit der Ministerial-Verordnung vom 2. Oc¬
tober 1901, R.-G.-Bl. Nr. 154, erlassenen Ein- und Durchfuhrverbotes
gegenüber dem Stadt - und Hafengebiele von Neapel.

Nr . 180 . Erlass des Finanzministeriums vom
31 . October 1901 , betreffend einige Abänderungen der auf die Be¬
steuerung von Zucker bezügliche» Vorschriften(Erleichterungen bei Überreichung
der im Z 14 des ZuckersteuergesetzesvorgeschriebenenSchriftstücke, Zulassung

tz Erscheint in dieser Nummer der„Verordnungen ic." vollinhaltlich ausgenommen. °) Erscheint in dieser Nummer der„Verordnungen rc." vollinhaltlich ausgenommen,
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des Copierversahrens , Führung mehrerer Verschleißregister , Vereinfachung der >
Controle bei Einlagerung uuverüeuerter Zucker - Erzeugnisse und Erhöhung ^
des Maximalgewichtes der Zuckermnster.

Nr . 181 . Kundmachung des Ackerbauministeriums
vom 31 . Actober 1901 , betreffend die Errichtung einer landwirt- '
schaftlich-bacleriologischen und Pflanzenschutz -Station in Wien .*)

Nr . 182 . Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 8. November 1901 , betreffend eine Abänderung im 8 2 des
Statutes für den Staatseisenbahnrath.

Nr . 183 . Kundmachung des Eisenbahnmiuisteriums
vom 28 . Actober 1901 , betreffend die Concessionierung einer mit
elektrischer Kraft zu betreibenden schmalspurigen Kleinbahn von Triest nach
dem Orte Opöina.

L. Landesgksetzblatt.
Nr . 51 . Gesetz vom 20 . September 1901 , wirksam im

Erzherzogthum e Österreich unter der Enns betreffend die Verbauung und
Regulierung des Schlattenbaches und Schwarzenbaches , sowie ihrer wichtigsten
Zuflüsse.

Nr . 52 . Kundmachung des k k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
14 Actober t90l , Z 94083 , betreffend die der Gemeinde Maria-
Lach ertheilte Bewilligung zur Einhebnng von 100 Percent der dirccten i
Steuern übersteigenden Umlagen für das Jahr 1901.

Nr . 53 . Kundmachung des k. k. Statthalters im z
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
14 . Actober 1901 , Z . 94420 , betreffend die der Gemeinde Alten¬
markt an der Triesting ertbcilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Percent
der directen Steuern übersteigenden Umlagen für das Jahr 1901.

Nr . 54 . Kundmachung des k k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
22 . October190I , Z . 98707 , betreffend di- Einhebung der Landes¬
umlagen für das Jahr 1901.

Nr . 55 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
14 . October 1901 , Z . 94399 , betreffend die der Gemeinde Wart¬
mannstätten ertheilte Bewilligung zur Einhebnng von ISO Percent der directen
Stenern übersteigenden Umlagen für das Jahr 1901.

Nr . 56 . Kundmachungdes k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
22 . October 1901 , Z . 97348 , betreffend die der Gemeinde Helt-
mannsdorf ertheilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Percent der directen
Steuern übersteigenden Umlagen für das Jahr 1901.

Nr . 57 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
14 . October 1901 , Z . 94359 , betreffend die der Gemeinde Trais- 1
kirchen ertheilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierconsumauflage von 2 H
für die Jahre 1801 , 1902 und 1903.

Nr . 58 . Kundmachungdes k. k. Statthalters iin
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
22 . October 1901 , Z . 97306 , betreffend die der Gemeinde Lang-
Enzersdorf ertheilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierconsumauflage für
die Jahre 1901 und 1902.

Nr . 58 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
22 . October 1901 , Z . 97307 , betreffend die der Gemeinde Poys-
dorf ertheilte Bewilligung zur Einhebnng einer Bier - und Brantweinconsum-
auslage für die Jahre 1902 bis inclusive 1906.

Nr . 68 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
22 . October 1901 , Z 9731 4,  betreffend die der Gemeinde Wiener-

*) Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen rc ." vollinhaltlich ausgenommen . !

Neustadt ertheilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierconsumauflage für
das Jahr 1902.

Nr . 61 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
21 . October 1901 , Z . 97346 , betreffend die der Gemeinde Groß-
Ebersdorf ertheilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierconsumauflage für
die Jahre 1901 und 1902.

Nr . 62 . Kundmachungdes k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
22 . October 1901 , Z . 97765 , betreffend die den Gemeinden
Mistelbach und Wölkersdorf ertheilte Bewilligung zur Einhebung einer Bier-
und Brantweinconsnmanflage für das Jahr 1902.

Nr . 63 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
22 . October 1901 , Z . 97766 , betreffend die der Gemeinde Kornen-
burg ertbeilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierconsumauflage für das
Jahr 1902.

Nr . 64 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom 7 . No¬
vember 1901 , Z . 104150 , womit das Regulativ für das Ver¬
steigerungsamt im k. k. Versatz -, Verwahrungs - und Versteigerungsamte in
Wien erlassen wird.

Nr . 65 . Kundmachungdes k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom 16 . Octo¬
ber 1901 , Z . 96512 , betreffend die Einführung einer Amtskleidung
für die Beamten und eines Dienstesabzeichens für die dem Beamtenstande
nicht angehörcnden , im Parteienverkehre verwendeten Bediensteten des k. k.
Versatz -, Verwahrw ' gs - und Bersteigerungsamtes und seiner sämmtlichen
Zweiganstalten in Wien.

Nr . 66 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enus vom
19 . October 1901 , Z 98125 , betreffend die Neusqstemisiernng
des Beamten - und Dienerstandes des k. k. Versatz -, Verwahrungs - nnd Ver¬
steigerungsamtes und seiner sämmtlichen Zweiganstalten in Wien.

Nr . 67 . Gesetz vom 14. October 1901 , wirksam für
das Erzherzogthum Österreich unter der Enus , betreffend den Schutz der
Pflanze Edelweiß (Onaxbalinm Iwontoxoäinw ).

Nr . 68 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enus vom
25 . October 1901 , Z . 98708 , betreffend die der Gemeinde
Hetzendorf ertheilte Bewilligung zur Einhebnng von 100 Percent der directen
Stenern übersteigenden Umlagen für das Jahr 1901.

Nr . 68 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
31 . October 1901 , Z . 100515 , betreffend die mehreren Armen¬
bezirken ertheilte Bewilligung zur Einhebnng erhöhter Armenumlagen für
das Jahr 1901.

Nr . 78 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom 5 . No¬

vember 1901 , Z . 101438 , betreffend die der Gemeinde Jnzers-
dorf bei Wien ertheilte Bewilligung zur Einhebung von Mietzinshellern für
die Jahre 1901 , 1902 und 1903.

Nr . 71 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom 5. No¬
vember 1901 , Z . 101436 , betreffend die der Gemeinde Bisamberg
ertheilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage für die Jahre 1901
bis einschließlich 1905.

Nr . 72 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom 5 . No¬
vember 1901 , A. 101437 , betreffend die der Gemeinde Mauer
bei Wien ertheilte Bewilligung zur Einhebnng von Mietzinshcllern für die
Jahre 1901 , 1902 und 1903 . _
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